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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN


Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland 

Löschung eines Exequaturs 

hier: Honorarkonsulin der Republik Malta 
in Potsdam 

Bekanntmachung der Staatskanzlei

11271-281-08


Vom 1. September 2008


Das Frau Christine Möbus am 10.07.1991 erteilte Exequatur als 
Honorarkonsulin der Republik Malta in Potsdam mit dem Kon­
sularbezirk Land Brandenburg ist mit Ablauf des 6. Juni 2008 er­
loschen. 

Die honorarkonsularische Vertretung der Republik Malta in 
Potsdam ist somit geschlossen. 

Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland 

Löschung eines Exequaturs 

hier: Honorarkonsul des Fürstentums Monaco 
in Potsdam 

Bekanntmachung der Staatskanzlei

11271-282-08


Vom 1. September 2008


Das Herrn Dr. Wolf Dietrich Fritz Wegener am 19. Juli 1996 er­
teilte Exequatur als Honorarkonsul des Fürstentums Monaco in 
Berlin mit dem Konsularbezirk Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen, 
das am 17. Juli 2001 geändert wurde in den Sitz Potsdam mit 
dem Konsularbezirk Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt wird mit Ablauf des 31. August 2008 erlö­
schen. 

Die honorarkonsularische Vertretung des Fürstentums Monaco 
in Potsdam ist somit ab 1. September 2008 geschlossen. 

Richtlinie 

des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,


Umwelt und Verbraucherschutz 

über die Gewährung von Zuwendungen 


für einzelbetriebliche Investitionen 

in landwirtschaftlichen Unternehmen


Vom 29. Oktober 2007 

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage der 
Verordnung (EG) des Rates Nr. 1698/2005 vom 20. Sep­
tember 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raumes durch den Europäischen Landwirt­
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Rau­
mes (ELER), des Entwicklungsplanes für den ländlichen 
Raum Brandenburgs und Berlins, Nummern 5.3.1.2.1 
sowie 5.3.3.1.1 und des Rahmenplanes der Gemein­
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) in der jeweils geltenden Fas­
sung, nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwal­
tungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen 
der Modernisierung und Entwicklung landwirtschaft­
licher Betriebe sowie der Diversifizierung hin zu nicht­
landwirtschaftlichen Tätigkeiten. 

1.2	 Zweck der Zuwendungen ist es, einen Beitrag zur Si­
cherung der Wettbewerbsfähigkeit und damit zur Siche­
rung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum, insbeson­
dere durch 

- die Unterstützung einer nachhaltigen Landwirt­
schaft, 

- gezielte Förderung von baulichen sowie langlebigen 
Investitionen und arbeitsintensiven Bereichen, ein­
schließlich der Nutzung computergestützter Techno­
logien, 

- Einkommenssicherung im außerlandwirtschaftlichen 
Bereich, insbesondere zur Erhöhung der Erwerbs­
chancen für Frauen, 

- den Anreiz für Junglandwirte zur Übernahme der 
sich im Generationswechsel befindlichen landwirt­
schaftlichen Betriebe, 

- Verbesserung der Lebens-, Arbeits- und Produk­
tionsbedingungen 

zu leisten. 

Dabei sind die Interessen der Verbraucher sowie die Er­
haltung der biologischen Vielfalt zu berücksichtigen. 

1.3	 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle auf­
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grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.4	 Das Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz behält sich vor, in Abhängigkeit 
von aktuellen agrarpolitischen Erfordernissen, Prioritä­
ten bei den Fördergegenständen zu setzen. 

I.	 Grundsätze für die einzelbetriebliche Förderung 
nach der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 

2	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Förderfähig sind Investitionen in langlebige Wirt­
schaftsgüter, welche 

- die Voraussetzungen des Artikels 26 Abs. 1a der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Sep­
tember 2005 über die Förderung der Entwicklung 
des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd­
lichen Raums (ELER) (ABl. EU Nr. L 277 S. 1 vom 
21. Oktober 2005) erfüllen, 

- der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermark­
tung von Erzeugnissen des Anhangs I des EG-Ver­
trages dienen und 

-	 durch Schaffung der baulichen und technischen 
Voraussetzungen einem oder mehreren der folgen­
den Ziele dienen: 

2.1.1	 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit durch 

-	 Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin­
gungen, 

-	 Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten, 
-	 Erhöhung der betrieblichen Wertschöpfung, 

2.1.2	 Erfüllung besonderer Anforderungen bei baulichen 
Maßnahmen durch die Verbesserung des Tierschutzes 
und der Tierhygiene gemäß den Anforderungen der An­
lage 1 dieser Richtlinie. 

2.2	 In Bezug auf Nummer 2.1 werden nachfolgende Maß­
nahmen gefördert: 

2.2.1	 Errichtung oder Modernisierung von unbeweglichem 
Vermögen, 

2.2.2	 Erwerb von unbeweglichem Vermögen, welcher nur im 
Zusammenhang mit der Durchführung einer Investition 
möglich ist, deren Umfang mindestens 25 Prozent der 
Ausgaben für den Erwerb umfasst, 

2.2.3	 Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innenwirt­
schaft, einschließlich der für den unmittelbaren Produk­
tionsprozess notwendigen Computersoftware, bis zum 
marktüblichen Wert des Wirtschaftsgutes. 

2.3	 Fördereinschränkungen 

2.3.1	 Investitionen in Bereichen mit betrieblichen Referenz­
mengen sind nur im Rahmen dieser Referenzmengen 
förderfähig. 

2.3.2	 Der Erwerb mobiler Technik für die Innenwirtschaft wird 
ausschließlich als Futterlade- und -verteilwagen, Aus­
rüstung zur Exkrementeentfernung, Spezialmaschinen 
zur Direktvermarktung sowie Maschinen zur Gewächs­
hausbewirtschaftung gefördert. 

2.4	 Förderausschluss 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

-	 Neuinvestitionen in die Anbindehaltung, 
- Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschafts-

anteilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflanzen, mit 
Ausnahme von Dauerkulturen, 

- Anpflanzung einjähriger Kulturen,

- Ersatzpflanzungen bei Dauerkulturen,

- Maschinen und Geräte für die Außenwirtschaft,

- gebrauchte Maschinen und Geräte,

- laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­


lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs­
kosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts­
sachen, 

-	 Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsgebäu­
de, 

-	 unbare Eigenleistungen, 
-	 Ersatzinvestitionen, 
-	 Investitionen, die ausschließlich der Anpassung an 

Gemeinschaftsnormen dienen. 

3	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Gefördert werden Unternehmen der Landwirtschaft, un­
beschadet der gewählten Rechtsform, die im Sinne der 
Empfehlungen 2003/361/EG der Kommission (ABl. EU 
Nr. L 124 S. 36 vom 20. Mai 2003) Kleinstunternehmen, 
kleine oder mittlere Unternehmen sind (Unternehmen, 
die weniger als 250 Personen beschäftigen und die ent­
weder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen 
Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Millionen Euro beläuft), wenn entweder 

- deren Geschäftstätigkeit zu mehr als 25 Prozent 
der Umsatzerlöse darin besteht, durch Bodenbewirt­
schaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung 
verbundene Tierhaltung pflanzliche oder tierische 
Erzeugnisse zu gewinnen, und 

- die die in § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Alters­
sicherung der Landwirte (ALG) genannte Mindest­
größe erreichen oder überschreiten 

oder wenn das Unternehmen einen landwirtschaftlichen 
Betrieb bewirtschaftet und unmittelbar kirchliche, ge­
meinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt. 
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3.2	 Als Tierhaltung gelten auch die Imkerei und die Wan­
derschäferei. 

3.3	 Nicht gefördert werden Unternehmen, 

- bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 Prozent des Eigenkapitals des 
Unternehmens beträgt, 

- die sich in Schwierigkeiten befinden im Sinne der 
„Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihil­
fen zur Rettung und Umstrukturierung von Unter­
nehmen in Schwierigkeiten“ (ABl. EU Nr. C 244 
S. 2 vom 1. Oktober 2004). 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Nachweis beruflicher Fähigkeiten im Agrarbereich zur 
ordnungsgemäßen Führung des Betriebes, bei juristi­
schen Personen oder Personengesellschaften muss ein 
Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung 
erfüllen. 

4.2	 Vorlage einer Vorwegbuchführung für mindestens zwei 
Jahre sowie Fortführung über sieben Jahre vom Zeit­
punkt der Bewilligung an in Form eines plausibilitäts­
geprüften BMELV-Jahresabschlusses bei der Bewilli­
gungsbehörde. Von dieser Pflicht kann die Bewilli­
gungsstelle Ausnahmen zulassen. Aus der Vorwegbuch­
führung muss eine angemessene Eigenkapitalbildung 
erkennbar sein. 

4.3	 Vorlage eines formgebundenen Investitionskonzeptes, 
welches die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens nach 
der Investition im Zusammenhang mit der durchzufüh­
renden Maßnahme nachweist. 

4.4	 Die Prosperität des Antragstellers wird von der im 
Rahmen des Antragsverfahrens durch die Kennziffer 
Ordentliches Ergebnis plus Personalaufwand auf Grund­
lage des letzten vorliegenden Jahresabschlusses geprüft. 
Diese Kennziffer darf den Wert von 90.000 Euro je 
Arbeitskraft nicht überschreiten. 

4.5	 Bei erstmaliger selbstständiger Existenzgründung in ei­
nem Zeitraum von höchstens zwei Jahren vor Antrag­
stellung gelten die genannten Zuwendungsvorausset­
zungen mit der Maßgabe, dass 

- statt einer angemessenen Eigenkapitalbildung ein 
angemessener Eigenkapitalanteil am Unternehmen 
und am zu fördernden Vorhaben sowie 

- die Wirtschaftlichkeit der durchzuführenden Maß­
nahmen durch eine formgebundene differenzierte 
Planungsrechnung nachzuweisen ist. 

Diese Bestimmungen gelten nicht für Unternehmen, die 
infolge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der Hof­
nachfolge neu gegründet werden. 

4.6	 Junglandwirte, die nach Nummer 5.6.4 dieses Richtli­

nienteils gefördert werden, müssen unter 40 Jahre alt 
sein. Sie müssen zusätzlich nachweisen, dass die geför­
derte Investition während eines Zeitraums von fünf Jah­
ren nach der erstmaligen Niederlassung als Allein- oder 
Mitunternehmer in einem landwirtschaftlichen Betrieb 
getätigt wird. 

4.7	 Die Betriebsstätte des Antragstellers, für die eine Förde­
rung von Investitionen im Rahmen dieses Richtlinien­
teiles beantragt wird, muss im Land Brandenburg oder 
im Land Berlin liegen. 

4.8	 Die Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnis­
ses gemäß Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles ist nur 
förderfähig, wenn es sich dabei um die Einwirkung auf 
ein Erzeugnis handelt, das im Anhang I des EG-Vertra­
ges genannt ist, und bei der auch das durch die Einwir­
kung entstehende Produkt zu im vorgenannten Anhang 
aufgeführten Erzeugnissen zählt. 

4.9	 Werden im Rahmen der Erhöhung der Gesamtleistung 
des landwirtschaftlichen Unternehmers Investitionen 
realisiert, die teilweise der Anpassung an neu eingeführ­
te Gemeinschaftsnormen dienen, gilt für diese eine Frist 
von höchstens 36 Monaten ab dem Zeitpunkt der 
Gültigkeit der Norm. 

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: 

- Zuschuss,

- Bürgschaft für Kapitalmarktdarlehen.


5.4	 Bemessungsgrundlage 

Förderfähig sind: 

5.4.1	 Investive Ausgaben für Maßnahmen nach Nummer 2.2 
dieses Richtlinienteiles. 

5.4.2	 Allgemeine Aufwendungen bis zu einer Höhe von 12 Pro­
zent des förderfähigen Investitionsvolumens für 

- Architekten- und Ingenieurleistungen, 
- Betreuung von baulichen Investitionen, 
- ein Investitionskonzept von bis zu 1.000 Euro. 

5.4.3	 Landkauf ist im unmittelbaren Zusammenhang mit einer 
beantragten förderfähigen Investition nur in Einzelfällen 
zur Verlegung des Betriebes oder wesentlicher Betriebs­
teile in den Außenbereich oder zur Zusammenführung 
von Boden- und Gebäudeeigentum bis zu einem Anteil 
des förderfähigen Investitionsvolumens von 10 Prozent 
förderfähig. 
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5.4.4	 Eine Zuwendung für die Betreuung ist nur für die in An­
lage 2 dieser Richtlinie beschriebenen, vertraglich ge­
regelten Aufgaben bei einem förderfähigen baulichen 
Investitionsvolumen von mehr als 100.000 Euro mög­
lich. 

5.5	 Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 30.000 Euro. 

Die Förderung ist begrenzt auf ein förderfähiges Inves­
titionsvolumen von 1,5 Millionen Euro. 

Diese Obergrenze kann im Zeitraum 2007 bis 2013 nur 
einmal ausgeschöpft werden. Dies gilt auch bei Unter­
nehmensteilungen und bei Wechsel der Rechtsform des 
Unternehmens. Soweit Zuwendungsempfänger oder de­
ren Anteilseigner mit einer Kapitalbeteiligung von mehr 
als 25 Prozent im antragstellenden Unternehmen eine 
Förderung nach diesem Richtlinienteil erhalten haben, 
ist diese dem Kapitalanteil entsprechend anzurechnen. 

Der Gesamtwert der nach den Nummern 5.6 und 5.7 die­
ses Richtlinienteiles gewährten Beihilfen darf, ausge­
drückt als Prozentsatz der Bemessungsgrundlage, den 
Wert von 40 Prozent und, ausgedrückt als absolute Zahl, 
in keinem Zeitraum von drei Wirtschaftsjahren den Be­
trag von 400.000 Euro übersteigen. 

5.6	 Höhe der Zuwendungen 

5.6.1	 Für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit nach 
Nummer 2.1.1 dieses Richtlinienteiles kann ein Zu­
schuss von bis zu 25 Prozent der Bemessungsgrundlage 
gewährt werden. 

5.6.2	 Bezogen auf die für eine Aussiedlung erforderlichen 
Ausgaben der Erschließung kann abweichend von Num­
mer 5.6.1 dieses Richtlinienteiles ein Zuschuss von bis 
zu 30 Prozent gewährt werden 

5.6.3	 Für die Erfüllung besonderer Anforderungen nach 
Nummer 2.1.2 dieses Richtlinienteiles kann ein Zu­
schuss von bis zu 30 Prozent der Bemessungsgrundlage 
gewährt werden. 

5.6.4	 Junglandwirten nach Nummer 4.6 dieses Richtlinien­
teiles kann zusätzlich ein Zuschuss von bis zu 10 Pro­
zent des förderfähigen Investitionsvolumens, maximal 
20.000 Euro im Förderzeitraum 2007 bis 2013, gewährt 
werden. 

5.6.5	 Für die Betreuung nach Nummer 5.4.4 dieses Richtli­
nienteiles kann ein Zuschuss für ein bauliches Investi­
tionsvolumen von 

- bis zu 150.000 Euro 
in Höhe von maximal     4.500 Euro, 

- über 150.000 Euro bis 250.000 Euro 
in Höhe von maximal     5.500 Euro, 

- über 250.000 Euro bis 500.000 Euro 
in Höhe von maximal     8.000 Euro, 

- über 500.000 Euro 
in Höhe von maximal   10.500 Euro 

gewährt werden. 

Eine weitere Förderung der Betreuung ist ausgeschlos­
sen. 

Der Eigenbeitrag des Zuwendungsempfängers zu den 
Betreuergebühren beträgt mindestens 1 Prozent des för­
derfähigen baulichen Investitionsvolumens. 

5.7	 Bürgschaften 

Für Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der 
Gesamtfinanzierung der zur Förderung beantragten In­
vestitionen erforderlich sind, können gemäß Anlage 4 
dieser Richtlinie anteilige modifizierte Ausfallbürg­
schaften vom Land übernommen werden. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Der Nachweis der Referenzmenge nach Nummer 2.3.1 
dieses Richtlinienteiles ist spätestens zum Zeitpunkt des 
Baubeginns zu erbringen. 

6.2	 Bei Beantragung von baulichen Maßnahmen in Höhe 
von mehr als 100.000 Euro ist ein Betreuungsunterneh­
men heranzuziehen. 

Die Zusammenarbeit mit diesem Unternehmen ist ver­
traglich entsprechend der Anlage 2 dieser Richtlinie zu 
regeln. Nur der formgebundene Vertrag mit Mindest­
anforderungen an die Betreuung bildet die Vorausset­
zung zur möglichen Gewährung von Zuwendungen für 
die Betreuung. 

6.3	 Im Interesse einer optimierten Investitionsplanung im 
Unternehmen sowie der Gewährleistung eines angemes­
senen Verwaltungsaufwandes ist der Antragsteller be­
rechtigt, im Zeitraum von 2007 bis 2013 grundsätzlich 
bis zu drei Förderanträge nach diesem Richtlinienteil zu 
stellen. 

6.4	 Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem Vor­
behalt des Widerrufs für den Fall, dass die geförderten 

- Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen inner­
halb eines Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertig­
stellung, 

- Maschinen, technischen Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab Lie­
ferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent­
sprechend verwendet werden. 

6.5	 Für Maßnahmen, die im Rahmen anderer Förderpro­
gramme, einschließlich Strukturfonds, gefördert werden 
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können, ist eine Förderung nach diesem Richtlinienteil 
ausgeschlossen. 

6.6	 Über die Bestimmungen der Nummern 7.3 und 7.4 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) hinaus sind auch die 
Europäische Kommission, der Bundesrechnungshof und 
die zuständigen Bundesbehörden berechtigt, beim Zu­
wendungsempfänger zu prüfen. Sofern Mittel an Dritte 
weitergeleitet werden, ist dieses Recht auch dem Dritten 
gegenüber auszubedingen. 

6.7	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die jeweils 
gültigen Bestimmungen der Europäischen Union über 
die von den Mitgliedstaaten zu treffenden Informations­
und Publizitätsmaßnahmen für die Interventionen des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds zu beachten1. 

6.8	 Antragstellende Gartenbaubetriebe haben ihre Beteili­
gung am Betriebsvergleich des Zentrums für Betriebs­
wirtschaft im Gartenbau e. V. Hannover (Betriebsdaten­
erfassung) nachzuweisen. 

6.9	 Über die Bestimmungen der Nummer 3 ANBest-P hinaus 
sind zur sparsamen und wirtschaftlichen Mittelverwen­
dung die Zuwendungsempfänger bei Zuwendungen bis 
zu 50.000 Euro verpflichtet, mindestens drei Vergleichs­
angebote vor Auftragserteilung einzuholen und das 
wirtschaftlichste Angebot auszuwählen. 

6.10	 Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-P ist der Zuwen­
dungsempfänger verpflichtet, den Verwendungsnach­
weis vor Auszahlung des letzten Teilbetrages bezie­
hungsweise des Einmalbetrages vorzulegen (siehe Num­
mer 7.3 dieser Richtlinie). 

II.	 Grundsätze für die einzelbetriebliche Förderung 
außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse­
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

Eine Förderung ist nur möglich, wenn die Gewährung 
einer Zuwendung nach Teil I dieser Richtlinie ausge­
schlossen beziehungsweise die Obergrenze nach Num­
mer 5.5, Teil I, ausgeschöpft ist. Das Unterschreiten des 
Mindestinvestitionsvolumens von 30.000 Euro gemäß 
Nummer 5.5, Teil I, bei gleichzeitiger Erfüllung der För­
dervoraussetzungen nach Teil I, begründet grundsätz­
lich nicht die Inanspruchnahme einer Förderung nach 
Teil II dieser Richtlinie. 

1	 Artikel 76 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (EPLR) in Verbindung mit Artikel 58 Abs. 3 und Anhang VI der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006. 

2	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Förderfähig sind Investitionen, die in den Bereichen 
Tierproduktion, Gartenbau, Bewässerung und Direkt­
vermarktung die baulichen und technischen Vorausset­
zungen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit schaf­
fen, und zwar durch 

- Unterstützung bei der Anpassung an künftige Nor­
men, 

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin­
gungen, 

- Rationalisierung und Senkung der Produktionskos­
ten, 

-	 Erhöhung der betrieblichen Wertschöpfung. 

2.2	 In Bezug auf Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles wer­
den nachfolgende Maßnahmen ausschließlich im Be­
reich der Erzeugung tierischer oder gärtnerischer Pro­
dukte, der Bewässerung sowie der Direktvermarktung 
gefördert: 

2.2.1	 Errichtung oder Modernisierung von unbeweglichem 
Vermögen, 

2.2.2	 Erwerb und Errichtung von Anlagen für die Wasserför­
derung und -ausbringung, 

2.2.3	 Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innenwirt­
schaft, einschließlich der für den unmittelbaren Produk­
tionsprozess notwendigen Computersoftware, bis zum 
marktüblichen Wert des Wirtschaftsgutes. 

2.3	 Fördereinschränkungen 

2.3.1	 Investitionen in Bereichen mit betrieblichen Referenz­
mengen sind nur im Rahmen dieser Referenzmengen 
förderfähig. 

2.3.2	 Der Erwerb mobiler Technik für die Innenwirtschaft 
wird ausschließlich als Futterlade- und -verteilwagen, 
Ausrüstung zur Exkrementeentfernung, Spezialmaschi­
nen zur Direktvermarktung sowie Maschinen zur Ge­
wächshausbewirtschaftung gefördert. 

2.4	 Förderausschluss 

2.4.1	 Es gelten die Festsetzungen der Nummer 2.4 des Teils I 
dieser Richtlinie. 

2.4.2	 Darüber hinaus ist der Erwerb von Land und Gebäuden 
nicht förderfähig. 

3	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Gefördert werden Unternehmen der Landwirtschaft, un­
beschadet der gewählten Rechtsform und unabhängig 
von der bewertungsrechtlichen und ertragssteuerlichen 
Einordnung als landwirtschaftlicher Betrieb. 
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3.2	 Nicht gefördert werden Unternehmen, 

- bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen 
Hand mehr als 25 Prozent des Eigenkapitals des 
Unternehmens beträgt, 

- die sich in Schwierigkeiten befinden im Sinne der 
„Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihil­
fen zur Rettung und Umstrukturierung von Unter­
nehmen in Schwierigkeiten“ (ABl. EU Nr. C 244 
S. 2 vom 1. Oktober 2004). 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Nachweis beruflicher Fähigkeiten im Agrarbereich zur 
ordnungsgemäßen Führung des Betriebes, bei juristi­
schen Personen oder Personengesellschaften muss ein 
Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung 
erfüllen. 

4.2	 Vorlage einer Vorwegbuchführung für mindestens zwei 
Jahre sowie Fortführung über sieben Jahre vom Zeit­
punkt der Bewilligung an in Form eines plausibilitäts­
geprüften BMELV-Jahresabschlusses bei der Bewilli­
gungsbehörde. Von dieser Pflicht kann die Bewilli­
gungsbehörde Ausnahmen zulassen. Aus der Vorweg­
buchführung muss eine angemessene Eigenkapitalbil­
dung erkennbar sein. 

4.3	 Bei Investitionen über 30.000 Euro ist ein formgebun­
denes Investitionskonzept einzureichen, welches die 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens vor und nach der 
Investition sowie der durchzuführenden Maßnahmen 
nachweist. 

Bei Investitionen bis 30.000 Euro ist ein Nachweis über 
die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme zu erbringen. 

4.4	 Die Betriebsstätte des Antragstellers, für die eine Förde­
rung von Investitionen im Rahmen dieses Richtlinien­
teiles beantragt wird, muss im Land Brandenburg oder 
im Land Berlin liegen. 

4.5	 Antragstellende Gartenbaubetriebe haben ihre Beteili­
gung am Betriebsvergleich des Zentrums für Betriebs­
wirtschaft im Gartenbau e. V. (Betriebsdatenerfassung) 
nachzuweisen. 

4.6	 Werden im Rahmen der Erhöhung der Gesamtleistung 
des landwirtschaftlichen Unternehmers Investitionen 
realisiert, die teilweise der Anpassung an neu eingeführ­
te Gemeinschaftsnormen dienen, gilt für diese eine Frist 
von höchstens 36 Monaten ab dem Zeitpunkt der Gül­
tigkeit der Norm. 

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage 

Förderfähig sind: 

5.4.1	 Investive Ausgaben für Maßnahmen nach Nummer 2.2 
dieses Richtlinienteiles. 

5.4.2	 Allgemeine Aufwendungen bis zu einer Höhe von 12 Pro­
zent des förderfähigen Investitionsvolumens für 

- Architekten- und Ingenieurleistungen, 
- Betreuung von baulichen Investitionen, 
- ein Investitionskonzept von bis zu 1.000 Euro. 

5.4.3	 Eine Zuwendung für die Betreuung ist nur für die in An­
lage 2 dieser Richtlinie beschriebenen, vertraglich gere­
gelten Aufgaben bei einem förderfähigen baulichen In­
vestitionsvolumen von mehr als 100.000 Euro förder­
fähig. 

5.5 	 Höhe der Zuwendung 

5.5.1	 Es kann ein Zuschuss von bis zu 25 Prozent der Bemes­
sungsgrundlage gewährt werden. 

Die Förderung ist begrenzt auf ein förderfähiges Inves­
titionsvolumen von 1,5 Millionen Euro. 

Diese Obergrenze kann in den Jahren 2007 bis 2013 
höchstens einmal ausgeschöpft werden. Dies gilt auch 
bei Unternehmensteilungen und bei Wechsel der 
Rechtsform des Unternehmens. 

Soweit Zuwendungsempfänger oder deren Anteilseigner 
mit einer Kapitalbeteiligung von mehr als 25 Prozent im 
antragstellenden Unternehmen eine Förderung nach 
diesem Richtlinienteil erhalten haben, ist diese dem 
Kapitalanteil entsprechend anzurechnen. Das Mindest­
investitionsvolumen beträgt 15.000 Euro. 

Für Maßnahmen im Bereich der Imkerei beträgt das 
Mindestinvestitionsvolumen 7.500 Euro. 

5.5.2	 Abweichend von Nummer 5.5.1 dieses Richtlinienteiles 
kann für Legehennen haltende Unternehmen zur gesetz­
lich vorgeschriebenen Umstellung der Käfighaltung auf 
alternative Haltungsverfahren das förderfähige Investi­
tionsvolumen im Zeitraum 1. Januar 2007 bis 31. De­
zember 2009 nach Einzelfallprüfung höher sein als 
1,5 Millionen Euro. Das Mindestinvestitionsvolumen 
beträgt in diesen Fällen 50.000 Euro. 

5.5.3	 Für die Betreuung nach Nummer 2.3.2 dieses Richtli­
nienteiles kann ein Zuschuss für ein bauliches Investi­
tionsvolumen 

- bis zu 150.000 Euro 
in Höhe von maximal     4.500 Euro, 
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-

-

-

über 150.000 Euro bis 250.000 Euro 
in Höhe von maximal     
über 250.000 Euro bis 500.000 Euro 
in Höhe von maximal     
über 500.000 Euro 
in Höhe von maximal   

5.500 Euro, 

8.000 Euro, 

10.500 Euro 

gewährt werden. 

Eine weitere Förderung der Betreuung ist ausgeschlos­
sen. 

Der Eigenbeitrag des Zuwendungsempfängers zu den 
Betreuergebühren beträgt mindestens 1 Prozent des för­
derfähigen baulichen Investitionsvolumens. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Es gelten die Nummern 6.1 bis 6.10 des Teils I dieser 
Richtlinie. 

III. Grundsätze für die Förderung von Investitionen zur 
Diversifizierung außerhalb der Gemeinschaftsauf­
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs­
tenschutzes“ 

2 Gegenstand der Förderung 

2.1 Förderfähig sind Investitionen zur Schaffung zusätz­
licher Einkommensquellen im Ländlichen Raum, die 
die Bedingungen des Artikels 53 (Diversifizierung hin 
zu nicht landwirtschaftlichen Tätigkeiten) der Verord­
nung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des länd­
lichen Raums durch den Europäischen Landwirtschafts­
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
(ABl. EU Nr. L 277 S. 1 vom 21. Oktober 2005) sowie 
die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf „De-minimis“-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 379 S. 5 
vom 28. Dezember 2006) erfüllen. 

2.2 In Bezug auf Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles wer­
den nachfolgende Maßnahmen gefördert: 

2.2.1 Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweg­
lichem Vermögen, 

2.2.2 Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innenwirt­
schaft bis zum marktüblichen Wert des Wirtschafts­
gutes. 

2.3 Fördereinschränkungen 

Investitionen im Beherbergungsbereich sind nur bis zu 
einer Gesamtkapazität von 20 Gästebetten förder­
fähig. 

2.4 Förderausschluss 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

- Investitionen, die die Erzeugung von Anhang-I-Er­
zeugnissen des EG-Vertrages betreffen, 

- Anlagen zur Energiegewinnung aus regenerativen 
Ressourcen, 

- laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind­
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungskos­
ten, Gebühren für eine Rechtsberatung, 

- unbare Eigenleistungen, 
- Ersatzinvestitionen. 

3 Zuwendungsempfänger 

3.1 Gefördert werden 

-

-

Inhaber landwirtschaftlicher Unternehmen sowie 
mitarbeitende Familienangehörige, 
Unternehmen, die einen landwirtschaftlichen Be­
trieb bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, ge­
meinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen. 

3.2 Nicht gefördert werden 

- Unternehmen, bei denen die Kapitalbeteiligung der 
öffentlichen Hand mehr als 25 Prozent des Eigen­
kapitals des Unternehmens beträgt, 

- landwirtschaftliche Arbeitnehmer, 
- Unternehmen, die sich in Schwierigkeiten befinden 

im Sinne der „Leitlinien der Gemeinschaft für staat­
liche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung 
von Unternehmen in Schwierigkeiten“ (ABl. EU 
Nr. C 244 S. 2 vom 1. Oktober 2004). 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Bei Investitionen über 30.000 Euro ist ein formgebun­
denes Investitionskonzept einzureichen, mit dem die 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens sowie der durch­
zuführenden Maßnahmen nachgewiesen wird. Bei In­
vestitionen bis 30.000 Euro ist der Nachweis der Wirt­
schaftlichkeit der Maßnahmen zu erbringen. 

4.2 Die Betriebsstätte des Antragstellers, für die eine Förde­
rung von Investitionen im Rahmen dieses Richtlinien­
teiles beantragt wird, muss im Land Brandenburg oder 
im Land Berlin liegen. 

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

5.1 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3 Form der Zuwendungen: Zuschuss 
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5.4	 Bemessungsgrundlage 

Förderfähig sind: 

5.4.1	 Investive Ausgaben für Maßnahmen nach Nummer 2.2 
dieses Richtlinienteiles. 

5.4.2	 Allgemeine Aufwendungen für Architekten- und Inge­
nieurleistungen sowie Betreuung von baulichen Investi­
tionen bis zu einer Höhe von 12 Prozent des förderfähi­
gen Investitionsvolumens. 

5.5	 Höhe der Zuwendung 

Es kann ein Zuschuss von bis zu 45 Prozent der Bemes­
sungsgrundlage im Land Brandenburg, bis zu 25 Pro­
zent im Land Berlin, gewährt werden. 

Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 10.000 Euro. 

Der Gesamtwert der einem Unternehmen gewährten 
De-minimis-Beihilfen darf 200.000 Euro bezogen auf 
einen Zeitraum von drei Jahren nicht überschreiten. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Die Förderung von Investitionen erfolgt unter dem Vor­
behalt des Widerrufs für den Fall, dass die geförderten 

- Grundstücke und baulichen Anlagen innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

- Maschinen, technischen Einrichtungen und Geräte 
innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren ab Liefe­
rung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent­
sprechend verwendet werden. 

6.2	 Über die Bestimmungen der Nummer 7.4 ANBest-P 
hinaus ist auch die Europäische Kommission berechtigt, 
beim Zuwendungsempfänger zu prüfen. 

Sofern Mittel an Dritte weitergeleitet werden, ist dieses 
Recht auch dem Dritten gegenüber auszubedingen. 

6.3	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die jeweils 
gültigen Bestimmungen der Europäischen Union über 
die von den Mitgliedstaaten zu treffenden Informations­
und Publizitätsmaßnahmen für die Interventionen des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds zu beachten2. 

6.4	 Über die Bestimmungen der Nummer 3 ANBest-P hinaus 
sind zur sparsamen und wirtschaftlichen Mittelverwen­
dung die Zuwendungsempfänger bei Zuwendungen bis 
zu 50.000 Euro verpflichtet, mindestens drei Vergleichs­
angebote vor Auftragserteilung einzuholen und das 
wirtschaftlichste Angebot auszuwählen. 

2	 Artikel 76 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (EPLR) in Verbindung mit Artikel 58 Abs. 3 und Anhang VI der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006. 

6.5	 Für Maßnahmen, die im Rahmen anderer Förderpro­
gramme, einschließlich Strukturfonds, gefördert werden 
können, ist eine Förderung nach diesem Richtlinienteil 
ausgeschlossen. 

6.6	 Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-P ist der Zuwen­
dungsempfänger verpflichtet, den Verwendungsnach­
weis vor Auszahlung des letzten Teilbetrages bezie­
hungsweise des Einmalbetrages vorzulegen (siehe 
Nummer 7.3 dieser Richtlinie). 

7	 Verfahren (I. bis III.) 

7.1	 Antragsverfahren 

Die Anträge sind vollständig und formgebunden an die 
InvestitionsBank des Landes Brandenburg zu stellen. 
Dem Antrag ist die Sicherung der Gesamtfinanzierung 
durch Bestätigung der Hausbank beziehungsweise eine 
Kreditbereitschaftserklärung sowie eine formgebundene 
Stellungnahme des zuständigen Amtes für Landwirt­
schaft des Landkreises/der kreisfreien Stadt beizufügen. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsbehörde ist die InvestitionsBank des Lan­
des Brandenburg. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Mittelanforderungen sind an die InvestitionsBank zu 
richten. 

Die Auszahlung der Mittel erfolgt im Wege der Erstat­
tung. Mit der Mittelanforderung hat der Zuwendungs­
empfänger eine Übersicht über die bezahlten Rechnun­
gen einschließlich der Originalrechnungen und der Zah­
lungsbelege einzureichen. 

Abweichend von Nummer 1.4 ANBest-P wird Folgen-
des festgelegt: 

Die Auszahlung des letzten Teilbetrages beziehungs­
weise Einmalbetrages in Höhe von mindestens 5 Pro­
zent der Gesamtzuwendung erfolgt erst nach abschlie­
ßender Prüfung des Verwendungsnachweises (Nummer 6 
ANBest-P). 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Der Verwendungsnachweis ist der Bewilligungsbehörde 
vorzulegen. 

7.5	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 



8 

2145 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 37 vom 17. September 2008 

§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichun­
gen zugelassen worden sind. 

Aufgrund des Einsatzes von EU-Mitteln gelten vorran­
gig zur Landeshaushaltsordnung die einschlägigen 
europäischen Vorschriften für die Förderperiode 
2007 - 2013, aus der die jeweils eingesetzten Fondsmittel 
stammen. Daraus ergeben sich Besonderheiten insbe­
sondere hinsichtlich der Auszahlung, des Abrechnungs­
verfahrens, der Aufbewahrungspflichten und der Prüf­
rechte. Die Daten der Zuwendungsempfänger werden 
elektronisch gespeichert und verarbeitet. Die EU-Ver­
waltungsbehörde ELER veröffentlicht ab 2008 mindes­
tens einmal pro Jahr ein Verzeichnis der Begünstigten, 
welche im Rahmen des Entwicklungsprogramms für 
den ländlichen Raum (EPLR) eine Finanzierung erhal­
ten (Artikel 58 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006). 

Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2010. Ein Effi­
zienznachweis ist der Verwaltungsbehörde ELER bis 
zum 31. Dezember 2008 vorzulegen. 

Anlage 1 

Bauliche Anforderungen an eine besonders tiergerechte Hal­
tung 

Mit den zu fördernden Investitionen sind die baulichen und tech­
nischen Voraussetzungen zur Einhaltung der folgenden Anfor­
derungen zu schaffen: 

Generelle Anforderung: 

Ställe müssen so beschaffen sein, dass deren tageslichtdurchläs­
sige Flächen mindestens 

- 3 Prozent der Stallgrundfläche bei Mastschweinen, Zucht­
sauen, Zuchtebern und Ferkeln sowie 

-	 5 Prozent bei allen übrigen Tierarten 

betragen. 

Anforderungen an Laufställe für Milchkühe und Aufzucht­
rinder: 

- Förderungsfähig sind Liegeboxenlaufställe oder Mehrflä­
chenställe (zum Beispiel Tiefstreu- oder Tretmiststall). 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzustellen, 
dessen Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig 
fressen können. Bei Vorratsfütterung ist ein Tier-Fressplatz-
Verhältnis von 1,2 : 1 zulässig. 

- Die spaltenfreie Liegefläche muss so bemessen sein, dass al­
le Tiere gleichzeitig liegen können. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mindestens 5 m2 je Großvieh­
einheit betragen. 

- Laufgänge müssen ausreichend breit sein, so dass sich die 
Tiere stressfrei begegnen können. 

- Im Falle von Liegeboxen ist für jedes Tier eine Liegebox be­
reitzustellen. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit geeigneter trockener 
Einstreu oder anderem Komfort schaffenden Material (Kom­
fortmatten geprüfter und anerkannter Qualität) versehen 
werden können. 

Anforderungen an die Kälberhaltung: 

-	 Der Stall muss so beschaffen sein, dass die Kälber ab der 
5. Lebenswoche in Gruppen gehalten werden können. 

- Die Liegefläche muss so bemessen sein, dass alle Tiere einer 
Gruppe gleichzeitig liegen können. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit geeigneter Einstreu 
versehen werden können. 

-	 Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren entwe­
der während der Weideperiode täglich ein Auslauf mit 
freiem Zugang zu einer Tränkevorrichtung geboten werden 
kann oder die Tiere im Offenstall (einschließlich Kälberhüt­
ten) gehalten werden. 

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast (au­
ßer Mutterkuhhaltung): 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzustellen, 
dessen Breite ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig fressen 
können. Bei Vorratsfütterung ist ein Tier-Fressplatz-Verhält­
nis von 1,5 : 1 zulässig. 

- Perforierte Böden (mit einer Spaltenbreite von maximal 
3,5 cm) dürfen höchstens 50 Prozent der nutzbaren Stallflä­
che ausmachen. 

- Die verfügbare Fläche muss 
- bis 350 kg Lebendgewicht mindestens 3,5 m2 pro Tier und 
- über 350 kg Lebendgewicht mindestens 4,5 m2 pro Tier 
betragen. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit geeigneter trockener 
Einstreu oder anderem Komfort schaffenden Material (Kom­
fortmatten geprüfter und anerkannter Qualität) versehen 
werden können. 

- Die Liegefläche muss so bemessen sein, dass alle Tiere 
gleichzeitig liegen können. 

Anforderungen an die Haltung von Mutterkühen: 

- Die nutzbare Stallfläche muss mindestens 5 m2 je Großvieh­
einheit betragen. 

- Die Liegefläche muss so bemessen sein, dass alle Tiere 
gleichzeitig liegen können. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit geeigneter Einstreu 
versehen werden können. 

- Der Stall muss über einen Zugang zu einem befestigten Aus­
lauf verfügen, der so bemessen ist, dass er für den Aufenthalt 
der gesamten Herde ausreicht. 

Anforderungen an die Haltung von Mastschweinen: 

-	 Für je 6 Tiere ist eine Tränke bereitzustellen. 
- Die Gruppengröße muss, soweit es die Bestandsgröße zu­

lässt, mindestens 20 Tiere umfassen. 
- Die Buchten müssen so groß und so gestaltet sein, dass sie 

in Fressbereich, Liegebereich und Bewegungs-/Abkot­
bereich strukturiert werden können. 
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-	 Für Zuchtläufer und Mastschweine muss eine uneinge­
schränkt nutzbare Bodenfläche zur Verfügung stehen, die 
mindestens 20 Prozent größer ist, als nach § 24 Abs. 2 der 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchutzNutzV, 
BGBl. I S. 2044) vorgeschrieben. Der Liegebereich muss 
- ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen 

werden können oder 
- mit Tiefstreu versehen werden können oder 
- mit einer Komfortliegefläche ausgestattet sein, wobei im 

Stall für alle Tiere zugänglich mindestens drei verschie­
denartige manipulierbare Beschäftigungselemente in ei­
ner ausreichenden Anzahl zur Verfügung stehen müssen. 
Geeignet hierfür sind Holz an Ketten, eine besondere 
Fütterungstechnik, die die Dauer der Futteraufnahme 
beim Tier ausdehnt und eine Beschäftigung induziert, 
Strohraufen oder vergleichbare Elemente. 

Anforderungen an die Haltung von Zuchtsauen und Zucht­
ebern: 

Die Haltungseinrichtung für Eber muss eine Fläche aufweisen, die 
mindestens 20 Prozent größer ist, als nach § 20 TierSchutzNutzV 
vorgeschrieben. 

Für Jungsauen und Sauen muss im Zeitraum von über vier Wochen 
vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin eine uneingeschränkt 
nutzbare Bodenfläche zur Verfügung stehen, die mindestens 
20 Prozent größer ist, als nach § 25 Abs. 2 TierSchutzNutzV vor­
geschrieben. Der Liegebereich muss im genannten Produktions­
abschnitt 
- ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen 

werden können oder 
- mit Tiefstreu versehen werden können oder 
- mit einer Komfortliegefläche ausgestattet sein, wobei im Stall 

für alle Tiere zugänglich mindestens drei verschiedenartige 
manipulierbare Beschäftigungselemente in einer ausreichen­
den Anzahl zur Verfügung stehen müssen. Geeignet sind Holz 
an Ketten, eine besondere Fütterungstechnik, die die Dauer 
der Futteraufnahme beim Tier ausdehnt und eine Beschäfti­
gung induziert, Strohraufen oder vergleichbare Elemente. 

- Im Falle der Trogfütterung ist je Sau beziehungsweise Jung­
sau ein Fressplatz bereitzustellen, dessen Breite es zulässt, 
dass alle Tiere gleichzeitig fressen können. 

-	 Die Mindestfläche je Abferkelbucht muss 4,5 m2 betragen. 
- Der Kastenstand muss so ausgestaltet sein, dass er nach dem 

Abferkeln dauerhaft geöffnet werden kann. Die Sau muss 
sich dann ungehindert umdrehen können. 

Anforderungen an die Haltung von Ziegen: 

- Für jedes Tier ist ein Fressplatz bereitzustellen, dessen Brei­
te dazu ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig fressen können. 

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden sowie 
einer Ablamm- beziehungsweise Absonderungsbucht aus­
gestattet sein. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mindestens 1,5 m2/Ziege und 
0,35 m2/ Zicklein betragen. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit geeigneter trockener 
Einstreu versehen werden können. 

- Neben der oben genannten nutzbaren Stallfläche sind zu­
sätzlich pro Ziege mindestens 0,5 m2 nutzbare Liegeflächen 

zu schaffen, die gegenüber der übrigen Stallfläche erhöht 
sind und auf unterschiedlichem Niveau mindestens drei Stu­
fen vorsehen; ergänzend sind Voraussetzungen für Spring­
möglichkeiten zu schaffen. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein 
Auslauf mit ausreichend und geeigneten Klettermöglichkei­
ten zur Verfügung steht. 

- Es müssen Zickleinnester vorhanden sein, die so bemessen 
sind, dass alle Zicklein gleichzeitig liegen können. 

- In Stall und Auslauf müssen ausreichend Bürsten und Rei­
bungsflächen zur Verfügung stehen. 

Anforderungen an die Haltung von Schafen: 

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden sowie 
einer Ablamm- beziehungsweise Absonderungsbucht aus­
gestattet sein. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mindestens 1,5 m2/Schaf und 
0,35 m2/Lamm betragen. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit geeigneter trockener 
Einstreu versehen werden können. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein 
Auslauf zur Verfügung steht, der so bemessen und gestaltet 
ist, dass er für die Sammlung und den Aufenthalt der Herde 
ausreicht. 

- Die Auslauffläche (Abtriebeinrichtung) muss mit einem 
Klauenbad einschließlich Zutriebeinrichtung ausgestattet sein. 

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehennen: 

- Der Stall muss über einen Dachüberstand von mindestens 
2 m Breite/Tiefe über die gesamte mit Ausschlupflöchern 
versehene Stallseite verfügen; die gesamte Fläche unter dem 
Dachüberstand muss befestigt sein. 

- Im Außenbereich müssen 
- für alle Tiere ausreichende Schutzeinrichtungen natür­

licher oder baulicher Art (zum Beispiel Unterstände, 
Bäume, Sträucher) zur Verfügung stehen, die ausrei­
chend breit und so verteilt und zusammenhängend an­
gelegt sind, dass sie von den Hühnern von jeder Stelle 
des Außenbereiches schnell erreicht werden können. 

- Tränkeeinrichtungen in ausreichender Zahl und verteilt 
angeordnet vorhanden sein. 

Anforderungen an die Bodenhaltung von Legehennen: 

- Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum ver­
bunden sein, der mindestens einem Drittel der nutzbaren 
Stallfläche entspricht und mit geeigneten, ausreichend be­
messenen und gleichmäßig verteilten Staubbädern ausge­
stattet ist. 

Anforderungen an die Haltung von Mastputen: 

- Der Stall muss gemäß den bundeseinheitlichen Eckwerten 
für eine freiwillige Vereinbarung zur Haltung von Jungmast­
hühnern (Broiler, Masthähnchen) und Mastputen vom 17. Sep­
tember 1999, Anlage 2 Mindestanforderungen für die Pu­
tenhaltung3, ausgestattet sein. 

3	 siehe Tierschutzbericht der Bundesregierung, Anhang 6; BT-Drucksache 
14/5712 
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- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wäh­
rend der Endmastphase bei Putenhennen maximal 35 kg und 
bei Putenhähnen maximal 40 kg Lebendgewicht pro m2 

nutzbarer Stallfläche nicht überschreitet. 
- Es muss ein Stallabteil zur gesonderten Haltung von abge­

stoßenen, kranken oder verletzten Tieren vorhanden sein. 
- Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum bezie­

hungsweise Wintergarten verbunden sein, der mindestens 
800 cm2/Putenhahn und 500 cm2/Putenhenne umfasst und 
mit geeigneten, ausreichend bemessenen und gleichmäßig 
verteilten Staubbädern ausgestattet ist. 

- Stall und Kaltscharrraum beziehungsweise Wintergarten 
sind mit Vorrichtungen für Rückzugsmöglichkeiten und Be­
schäftigung (erhöhte Ebenen, Sichtbarrieren, Strohraufen) 
auszustatten. 

Anforderungen an die Haltung von Masthühnern: 

- Der Stall muss gemäß den bundeseinheitlichen Eckwerten für 
eine freiwillige Vereinbarung zur Haltung von Jungmasthüh­
nern (Broiler, Masthähnchen) und Mastputen vom 17. Septem­
ber 1999, Anlage 1 Mindestanforderungen für die Mast von 
Jungmasthühnern (Broiler, Masthähnchen)3, ausgestattet sein. 

- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wäh­
rend der Endmastphase maximal 25 kg Lebendgewicht pro m2 

nutzbarer Stallfläche nicht überschreitet. 
- Es muss ein Stallabteil zur gesonderten Haltung von abge­

stoßenen, kranken oder verletzten Tieren vorhanden sein. 
- Die nutzbare Stallfläche muss planbefestigt und ausreichend 

mit geeigneter trockener Einstreu versehen werden können. 

Anforderungen an die Haltung von Enten oder Gänsen: 

- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wäh­
rend der Endmastphase bei Mastenten maximal 25 kg und 
bei Mastgänsen maximal 30 kg Lebendgewicht pro m2 nutz­
barer Stallfläche nicht überschreitet. 

- Der Außenbereich muss so bemessen sein, dass ein Weide­
auslauf von mindestens 2 m2/Mastente beziehungsweise 
4 m2/Mastgans zur Verfügung steht. 

- Der Stall muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein Aus­
lauf und jederzeit zugängliche, ausreichend bemessene Ba­
demöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

- Die Bademöglichkeiten müssen so gestaltet sein, dass die 
Enten oder Gänse den Kopf bis mindestens hinter das Auge 
ins Wasser stecken können. Es müssen Einrichtungen vor­
handen sein, die die Bereitstellung von klarem Wasser für 
das Baden gewährleisten. 

Anlage 2   

Aufgaben der Betreuung von baulichen Investitionen gemäß 
Richtlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg 
über die Gewährung von Zuwendungen für einzelbetriebli­
che Investitionen vom 29. Oktober 2007 

Das Land Brandenburg gewährt nach den Nummern I.5.6.5 so­
wie II.5.5.3 der oben genannten Richtlinie Zuwendungen für 

siehe Tierschutzbericht der Bundesregierung, Anhang 6; BT-Drucksache 
14/5712 

nachfolgend aufgeführte Tätigkeiten bei der Betreuung von bau­
lichen Investitionen: 

1.	 Information des Antragstellers über die Grundsätze dieser 
Richtlinie, einschließlich der entsprechenden haushalts­
rechtlichen Regelungen 

2.	 Prüfung der für die Förderung des Vorhabens notwendigen 
Genehmigungen 

3.	 Erarbeitung und Einreichung des Antrages auf Zuwendung, 
einschließlich des Nachweises der gesicherten Gesamt­
finanzierung 

4.	 Unterstützung des Antragstellers bei der Auswahl von Fi­
nanzierungsmöglichkeiten 

5.	 Freigabe des Vorhabens, wenn die Finanzierung gesichert ist 
und festgestellt ist, dass die im Plan angegebenen Verhält­
nisse zutreffen 

6.	 Mittelabruf entsprechend den haushaltsrechtlichen Vor­
schriften 

7.	 Abwicklung des Rechnungs- und Zahlungsverkehrs ab 
100.000 Euro über ein Investitionssonderkonto 

8.	 Überwachung des Vorhabens auf antragsgemäße Durchfüh­
rung 

9.	 Prüfungsfähige Aktenführung und Aufbewahrung der Un­
terlagen entsprechend den Nebenbestimmungen im Zuwen­
dungsbescheid 

10. Sicherung eines ordnungsgemäßen Abschlusses des Investi­
tionsvorhabens 

11. Aufstellung und Vorlage des Verwendungsnachweises ein­
schließlich Sachbericht innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Abschluss des Vorhabens 

12. Das Betreuungsunternehmen hat darauf zu achten, dass im 
Rahmen notwendiger Architekten- und Ingenieurleistungen 
eine entsprechende Haftpflichtversicherung abgeschlossen 
wird 

13. Überprüfung des Ausschreibungs- und Vergabeverfahrens 

14. Prüfung der Rechnungen auf sachliche Richtigkeit 

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Antragstellers sowie 
des Betreuungsunternehmens sind in einem Vertrag gemäß An­
lage 3 der oben genannten Richtlinie zu regeln. 

Dem Vertrag als Anlage zum Förderantrag sind ein Nachweis 
der fachlichen Eignung des Betreuungsunternehmens, wenn 
dieses nicht bis 31. Dezember 2006 vom MLUV Brandenburg 
zugelassen war, sowie der Abschluss einer Berufshaftpflichtver­
sicherung beizufügen. 

3 
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Anlage 3 

V E R T R A G


über Betreuungsleistungen für bauliche Maßnahmen 

im Rahmen der einzelbetrieblichen Förderung 


des Landes Brandenburg


Dieser Vertrag regelt die Mindestanforderungen für Betreuungsleistungen bei der Durchführung geförderter baulicher Vorhaben auf der 
Grundlage der Richtlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg über 
die Gewährung von Zuwendungen für einzelbetriebliche Investitionen in landwirtschaftlichen Unternehmen vom 29. Oktober 2007. 

Der Vertrag wird zwischen 

- nachfolgend Auftraggeber genannt ­

und 

- nachfolgend Auftragnehmer genannt ­

für die bauliche Maßnahme 

geschlossen und regelt folgende Punkte: 

1. Leistungen des Auftragnehmers (Betreuungsunternehmen) 

Bei der Vorbereitung und Durchführung von baulichen Investitionen übernimmt der Auftragnehmer die in der Anlage 2 - Aufgaben 
der Betreuung von baulichen Investitionen - der oben genannten Richtlinie aufgeführten Tätigkeiten. 

2. Pflichten des Auftraggebers 

2.1 Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung der Baumaßnahme zum Abschluss ei­
nes Vertrages über Architekten- und Ingenieurleistungen gemäß Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). Dieser 
Vertrag enthält mindestens folgende Grundleistungen gemäß § 15 HOAI: Entwurfs- und Genehmigungsplanung, Vorbereitung und 
Mitwirkung bei der Vergabe, Rechnungsprüfung, Abnahme der Bauleistungen, Überwachung der Beseitigung festgestellter Mängel 
sowie Erstellung und Vorlage der Kostenfeststellung. 

2.2 Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer alle bereits vorhandenen und für das Investitionsvorhaben noch anzuferti­
genden Bauunterlagen, inclusive Baupläne, zwecks Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen. 

2.3 Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer bei Vorhabensbeginn einen Nachweis über die Sicherung der Gesamtfinan­
zierung des Vorhabens (Bestätigung der Hausbank) vorzulegen. 

2.4 Der Auftraggeber verpflichtet sich, erst nach Bestätigung des Vorhabensbeginns durch den Auftragnehmer mit der Maßnahme zu be­
ginnen. 

2.5 Der Auftraggeber verpflichtet sich, ein für das Vorhaben bestimmtes Konto einzurichten und auf diesem alle für die Durchführung 
des Vorhabens erforderlichen Finanzierungsmittel bereitzustellen. 

2.6 Der Auftraggeber verpflichtet sich, Aufträge über sämtliche Lieferungen und Leistungen, die mit dem Vorhaben in Verbindung ste­
hen, erst nach Abstimmung mit dem beauftragten Architekten und dem Auftragnehmer zu vergeben sowie keine Wechsel auszustel­
len, keine Abtretungen vorzunehmen und keine Forderungen anzuerkennen. 
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2.7 Der Auftraggeber verpflichtet sich, spätestens bei Baubeginn eine Bauherrenhaftpflicht-, eine Bauwesen- sowie eine Feuer- und 
Sturmschadenversicherung abzuschließen und bei unbaren Eigenleistungen eine Anzeige bei der landwirtschaftlichen Berufs­
genossenschaft vorzunehmen. 

3. Vergütung 

3.1 Für die Leistung nach Nummer 1 dieses Vertrages erhält der Auftragnehmer vom Auftraggeber bei Bewilligung der beantragten Zu­
wendung eine Betreuungsgebühr. Die Betreuungsgebühr setzt sich zusammen aus dem Zuschuss gemäß oben genannter Richtlinie 
sowie aus einem Eigenbetrag des Auftraggebers von mindestens 1 Prozent des förderfähigen Investitionsvolumens. Der Zuschuss ist 
wie folgt gestaffelt: 

- bis zu 150.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 4.500 Euro, 
- über 150.000 Euro bis 250.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 5.500 Euro, 
- über 250.000 Euro bis 500.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 8.000 Euro, 
- über 500.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 10.500 Euro. 

Davon erhält der Auftragnehmer vom Auftraggeber 

- bei Bewilligung der Baumaßnahme 20 % 
- bei Baubeginn 40 % 
- nach Vorlage des Verwendungsnachweises 20 % 
- nach Prüfung des Verwendungsnachweises 20 % 

3.2 Wird der eingereichte Förderantrag durch die Bewilligungsstelle abgelehnt, so sind die bis dahin erbrachten Leistungen des Auf­
tragnehmers durch den Auftraggeber abzugelten. 

4. Zusätzliche Leistungen des Auftragnehmers 

Über den Umfang nach Nummer 1 dieses Vertrages hinaus vereinbarte Betreuungsleistungen übernimmt der Auftragnehmer fol­
gende zusätzliche Leistungen: 

_________________________________________________________________________________ (Euro) ________________ 
_________________________________________________________________________________ (Euro) ________________ 
_________________________________________________________________________________ (Euro) ________________ 

5. Rechnungslegung und -begleichung 

5.1 Die Rechnungslegung für die jeweiligen Teilleistungen erfolgt nach Erbringung derselben durch den Auftragnehmer, jeweils zuzüg­
lich gesetzlicher Mehrwertsteuer. 

5.2 Der Auftraggeber begleicht die nach den Nummern 1 und 4 erbrachten Leistungen des Auftragnehmers unmittelbar nach Rech­
nungslegung, auch wenn 

a) beantragte Zuwendungen nicht oder noch nicht im vollen Umfang bewilligt wurden,

b) sonstige vorgesehene Finanzierungsmittel nicht zur Verfügung stehen,

c) das Investitionsvorhaben aus sonstigen Gründen nicht zur Durchführung kommt.


6. Auftragserweiterung 

Sollen dem Auftragnehmer nach Abschluss dieses Vertrages weitere Leistungen übertragen werden, so ist ein gesonderter Vertrag 
abzuschließen. 

7. Kündigung 

Dieser Vertrag ist entsprechend den gesetzlichen Regelungen kündbar. Eine Kündigung nach erfolgter Bewilligung des zugrunde lie­
genden Förderantrages verändert die Bewilligungsvoraussetzungen und ist bei der Bewilligungsstelle anzuzeigen. Bis zur Kündi­
gung erbrachte Leistungen des Auftragnehmers sind durch den Auftraggeber zu vergüten, gegebenenfalls sind Teilleistungen zu be­
rechnen. Nummer 3.2 dieses Vertrages bleibt hiervon unberührt. 
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8.	 Vollmacht 

Der Auftraggeber erteilt dem Auftragnehmer hiermit die für die Durchführung des Vorhabens notwendigen Vollmachten. Der Auf­
tragnehmer hat das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Der Auftraggeber bevollmächtigt den Auftragnehmer hiermit auch zur Ent­
gegennahme von Schriftstücken und Bescheiden sowie zur Beantwortung derselben, auch, wenn diese dem Datenschutz unterliegen. 

9.	 Haftung 

Die Haftung des Auftragnehmers richtet sich nach den hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 

10. Datenschutz 

Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass die zur Durchführung des Vorhabens notwendigen Daten unter Einhaltung des Da­
tenschutzes durch den Auftragnehmer gespeichert werden. 

11. Schlussbestimmung 

Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bedürfen der Schriftform. 

______________________________ , den _______________ 

Unterschrift des Auftraggebers 

Anlage 4 

Übernahme von Bürgschaften 

1.	 Für Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der Ge­
samtfinanzierung der förderungsfähigen Investitionen er­
forderlich sind, können anteilige modifizierte Ausfallbürg­
schaften von den Ländern übernommen werden, soweit das 
Darlehen nicht durch bankübliche Sicherheiten gedeckt und 
mit der Zahlung der vertraglich vereinbarten Zins- und Til­
gungsleistungen gerechnet werden kann. 

Der Bund übernimmt hierfür befristet bis zum 31. Dezem­
ber 2007 mit gesonderter Erklärung eine Garantie von 
60 Prozent (siehe Garantieerklärung im Anhang). 

2.	 Bürgschaften können nur für Darlehen übernommen wer­
den, die bei Antragstellung auf Bürgschaftsübernahme noch 
nicht gewährt oder verbindlich zugesagt worden sind. Eine 
Darlehenszusage unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der 
Bürgschaftsgewährung ist unschädlich. 

3.	 Die Bürgschaften decken höchstens 80 Prozent des Ausfalls 
an der Hauptforderung, den marktüblichen Zinsen sowie 
den Kosten der Kündigung und Rechtsverfolgung, für die 
Kosten jedoch nur bis zu 2 Prozent des Bürgschaftshöchst­
betrages für die Hauptforderung. 

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der Zinssatz 
in die Bürgschaft einbezogen, der gegenüber dem Kredit­

______________________________, den _______________ 

Unterschrift des Auftragnehmers 

nehmer als Schadensersatzanspruch geltend gemacht wer­
den kann. Die Höhe des Schadensersatzanspruches ist auf 
den Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetz­
buches zuzüglich 5 Prozent p. a. begrenzt, es sei denn, im 
Schadensfall wird ein höherer Ersatzanspruch nachgewie­
sen. In keinem Fall darf jedoch der vertraglich vereinbarte 
und von dem bürgenden Land gebilligte Regelzinssatz über­
schritten werden. 

Sonstige Verzugsschäden, Zinseszinsen, Stundungszinsen, 
Provisionszinsen, Strafzinsen, Überziehungszinsen, Bear­
beitungsgebühren und Prüfungskosten sind von der Bürg­
schaft nicht erfasst und dürfen auch nicht mittelbar gegen­
über dem bürgenden Land in die Ausfallberechnung einbe­
zogen werden. 

Der Selbstbehalt der Hausbanken beträgt mindestens 20 Pro­
zent; er darf nicht gesondert oder vorrangig besichert oder 
auf Dritte übertragen werden. 

4.	 Der Darlehensnehmer hat eine marktübliche Provision (ein­
schließlich Risikoentgelt) für die Gewährung der Bürgschaft 
zu entrichten und so weit wie möglich Sicherheiten - vor­
rangig Grundpfandrechte - zur Verfügung zu stellen. Dies 
gilt auch, wenn er nachträglich dafür geeignetes Vermögen 
erlangt. Zu den Sicherheiten, die vor Feststellen des Aus­
falls zu verwerten sind, gehören auch etwaige für das Darle­
hen gegebene Bürgschaften Dritter. Bei haftungsbeschrän­
kenden Rechtsformen ist Voraussetzung für die Vergabe ei­
ner Ausfallbürgschaft, dass alle Gesellschafter, die einen 
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wesentlichen Einfluss auf den Darlehensnehmer ausüben 
können, für das Darlehen mithaften, zumindest aber eine 
selbstschuldnerische Bürgschaft in Darlehenshöhe abgeben. 

5.	 Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des Bundes sowie die 
Übernahme von Bürgschaften in Sanierungsfällen sind aus­
geschlossen. 

Änderung der Richtlinie 

des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,


Umwelt und Verbraucherschutz 

über die Gewährung von Zuwendungen 


für einzelbetriebliche Investitionen 

in landwirtschaftlichen Unternehmen


Erlass 

des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 


Umwelt und Verbraucherschutz

Vom 6. Juni 2008


I. 

Die Richtlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz über die Gewährung von Zu­
wendungen für einzelbetriebliche Investitionen in landwirt­
schaftlichen Unternehmen vom 29. Oktober 2007 (ABl. 2008 
S. 2137) wird wie folgt geändert: 

1.	 Teil I und II Nr. 6.9 und Teil III Nr. 6.4 werden wie folgt ge­
fasst: 

„Die Vorschriften der Nummer 3 ANBest-P und der Num­
mer 1.1 der Baufachlichen Nebenbestimmungen (NBest-Bau) 
für die Vergabe von Aufträgen finden bei nach dieser Richt­
linie geförderten Investitionsvorhaben keine Anwendung. 
Die Gewährung einer Zuwendung nach dieser Richtlinie 
erfolgt unter der Maßgabe des wirtschaftlichen und sparsa­
men Mitteleinsatzes. Aufträge sind nur an fachkundige und 
leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichts­
punkten zu wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben. Bei 
der Durchführung des Vorhabens sind dazu vor Auftragsver­
gabe mindestens drei Vergleichsangebote einzuholen.“ 

2.	 Anlage 4 wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 4 

Übernahme von Bürgschaften 

1.	 Für Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der 
Gesamtfinanzierung der förderungsfähigen Investitio­
nen erforderlich sind, können anteilige modifizierte 
Ausfallbürgschaften von den Ländern übernommen 
werden, soweit das Darlehen nicht durch bankübliche 
Sicherheiten gedeckt und mit der Zahlung der vertrag­
lich vereinbarten Zins- und Tilgungsleistungen gerech­
net werden kann. 

Der Bund übernimmt hierfür befristet bis zum 31. De­
zember 2010 mit gesonderter Erklärung eine Garantie 
von 60 Prozent. 

2.	 Bürgschaften können nur für Darlehen übernommen 
werden, die bei Antragstellung auf Bürgschaftsübernah­
me noch nicht gewährt oder verbindlich zugesagt wor­
den sind. Eine Darlehenszusage unter dem ausdrück­
lichen Vorbehalt der Bürgschaftsgewährung ist un­
schädlich. 

3.	 Die Bürgschaften decken höchstens 70 Prozent des Aus­
falls an der Hauptforderung, den marktüblichen Zinsen 
sowie den Kosten der Kündigung und Rechtsverfol­
gung, für die Kosten jedoch nur bis zu 2 Prozent des 
Bürgschaftshöchstbetrages für die Hauptforderung. 

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der Zins­
satz in die Bürgschaft einbezogen, der gegenüber dem 
Kreditnehmer als Schadensersatzanspruch geltend ge­
macht werden kann. Die Höhe des Schadensersatz­
anspruches ist auf den Basiszinssatz nach § 247 des Bür­
gerlichen Gesetzbuches zuzüglich 5 Prozent p. a. be­
grenzt, es sei denn, im Schadensfall wird ein höherer Er­
satzanspruch nachgewiesen. In keinem Fall darf jedoch 
der vertraglich vereinbarte und von dem bürgenden 
Land gebilligte Regelzinssatz überschritten werden. 

Sonstige Verzugsschäden, Zinseszinsen, Stundungszin­
sen, Provisionszinsen, Strafzinsen, Überziehungszinsen, 
Bearbeitungsgebühren und Prüfungskosten sind von der 
Bürgschaft nicht erfasst und dürfen auch nicht mittelbar 
gegenüber dem bürgenden Land in die Ausfallberech­
nung einbezogen werden. 

Der Selbstbehalt der Hausbanken beträgt mindestens 
30 Prozent; er darf nicht gesondert oder vorrangig besi­
chert oder auf Dritte übertragen werden. 

4.	 Der Darlehensnehmer hat eine marktübliche Provision 
(einschließlich Risikoentgelt) für die Gewährung der 
Bürgschaft zu entrichten und so weit wie möglich Si­
cherheiten - vorrangig Grundpfandrechte - zur Verfü­
gung zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachträglich da­
für geeignetes Vermögen erlangt. Zu den Sicherheiten, 
die vor Feststellen des Ausfalls zu verwerten sind, gehö­
ren auch etwaige für das Darlehen gegebene Bürgschaf­
ten Dritter. Bei haftungsbeschränkenden Rechtsformen 
ist Voraussetzung für die Vergabe einer Ausfallbürg­
schaft, dass alle Gesellschafter, die einen wesentlichen 
Einfluss auf den Darlehensnehmer ausüben können, für 
das Darlehen mithaften, zumindest aber eine selbst­
schuldnerische Bürgschaft in Darlehenshöhe abgeben. 

5. 	 Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des Bundes sowie 
die Übernahme von Bürgschaften in Sanierungsfällen 
sind ausgeschlossen.“ 

II. 

Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
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Einführung bautechnischer Regelwerke 

für das Straßenwesen in Brandenburg


Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 

und Richtlinien


für den Bau von Tragschichten 

mit hydraulischen Bindemitteln


und Fahrbahndecken aus Beton,Ausgabe 2007

(ZTV Beton-StB 07)


Runderlass 

des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung,


Abteilung 4, Nr. 15/2008 - Verkehr

Sachgebiet 04.4: Straßenbefestigungen; Bauweisen


Vom 25. August 2008


Der Runderlass richtet sich an 

- die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg, 
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange­

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg. 

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Num­
mer 12/2008 vom 11. Juni 2008 (VkBl. S. 426) hat das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
die „Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und 
Richtlinien für den Bau von Tragschichten mit hydraulischen 
Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 2007 
(ZTV Beton-StB 07)“ bekannt gegeben. 

Die ZTV Beton-StB 07 enthalten Anforderungen für den Bau 
von Tragschichten mit hydraulischen Bindemitteln und Fahr­
bahndecken aus Beton, die bei der Herstellung von Oberbau­
schichten im Straßenbau und anderer Verkehrsflächen zu beach­
ten sind. Die Anwendung der Betonbauweise mit Waschbeton­
oberfläche außerhalb lärmbetroffener Gebiete ist aus wirtschaft-
lichen Gründen abzuwägen. 

Über die ZTV Beton-StB 07 werden die „Technischen Liefer­
bedingungen für Baustoffe und Baustoffgemische für Trag­
schichten mit hydraulischen Bindemitteln und Fahrbahndecken 
aus Beton, Ausgabe 2007 (TL Beton-StB 07)“ vereinbart. 

Bei Verwendung von Ausgangsstoffen nach Anhang B der 
TL Beton-StB 07 sowie von Asphaltgranulat und pechhaltigen 
Straßenausbaustoffen sind im Rahmen der Kontrollprüfungen 
die Regelungen der „Brandenburgischen Technischen Richtli­
nien für die Verwertung von Recycling-Baustoffen im Straßen­
bau; Herstellung, Prüfung, Auslieferung und Einbau, Ausgabe 
2004 (BTR RC-StB 04)“, eingeführt mit Runderlass des Minis­
teriums für Infrastruktur und Raumordnung, Abteilung 5, Num­
mer 10/2005 - Straßenbau vom 13. Mai 2005 (ABl. S. 719) zu be­
achten. 

Hiermit werden die „Zusätzlichen Technischen Vertragsbedin­
gungen und Richtlinien für den Bau von Tragschichten mit hyd­
raulischen Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausga­
be 2007 (ZTV Beton-StB 07)“ für den Bereich der Bundesfern­
straßen und Landesstraßen eingeführt. 

Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des 
Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwendung 
empfohlen. 

Die ZTV Beton-StB 07 ersetzen die „Zusätzlichen Technischen 
Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Fahr­
bahndecken aus Beton, Ausgabe 2001 (ZTV Beton-StB 01)“, 
einschließlich der Übergangsregelungen. Die Runderlasse des 
Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr, Ab­
teilung 5, Nummer 23/2001 - Straßenbau vom 19. Oktober 2001 
(ABl. S. 837) und des Ministeriums für Infrastruktur und Raum­
ordnung, Abteilung 5, Nummer 22/2006 - Straßenbau vom 4. Au­
gust 2006 (nicht veröffentlicht) werden aufgehoben. 

Neuen Bauvergaben sind ab dem 1. Januar 2009 die ZTV Beton-
StB 07 zugrunde zu legen. Laufende Verträge sind gemäß dem 
vereinbarten technischen Regelwerk zu realisieren. 

Die ZTV Beton-StB 07 sind bei der FGSV-Verlag GmbH, Wes­
selinger Straße 17, 50999 Köln, zu beziehen. 

Einführung bautechnischer Regelwerke 

für das Straßenwesen in Brandenburg


Technische Lieferbedingungen für Baustoffe 

und Baustoffgemische 


für Tragschichten mit hydraulischen Bindemitteln 

und Fahrbahndecken aus Beton,Ausgabe 2007


(TL Beton-StB 07)


Runderlass 

des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung,


Abteilung 4, Nr. 16/2008 - Verkehr

Sachgebiet 06.1: Straßenbaustoffe;


Anforderungen, Eigenschaften

06.2: Straßenbaustoffe; Qualitätssicherung


Vom 25. August 2008


Der Runderlass richtet sich an 

- die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg, 
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange­

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg. 

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Num­
mer 13/2008 vom 17. Juni 2008 (VkBl. S. 427) hat das Bundes­
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die „Tech­
nischen Lieferbedingungen für Baustoffe und Baustoffgemische 
für Tragschichten mit hydraulischen Bindemitteln und Fahr­
bahndecken aus Beton, Ausgabe 2007 (TL Beton-StB 07)“ be­
kannt gegeben. 

Die TL Beton-StB 07 enthalten Anforderungen an Baustoffe, 
Baustoffgemische und an Einbaugemische für Tragschichten 
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mit hydraulischen Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Beton, 
die aus diesen Baustoffen hergestellt werden und die bei der Her­
stellung von Oberbauschichten im Straßen- und Wegebau sowie 
anderer Verkehrsflächen verwendet werden. 

Um künftig Schäden infolge von Alkali-Kieselsäure-Reaktion 
(AKR) zu vermeiden, wurden Maßnahmen analog der Richtlinie 
„Vorbeugende Maßnahmen gegen schädigende Alkalireaktio­
nen im Beton“ des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton, Aus­
gabe 2007, in die TL Beton-StB 07 aufgenommen. 

Bei der Verwendung von Vliesstoffen unter Betonfahrbahndecken 
sind die Anforderungen strikt zu beachten. Vliesstoffe aus 
Multi-Color-Fasern sind von der Anwendung unter Betondecken 
ausgeschlossen. 

Für rezyklierte Gesteinskörnungen gelten die TL Beton-StB 07 
im Land Brandenburg in Verbindung mit den „Brandenburgi­
schen Technischen Richtlinien für die Verwertung von Recyc­
ling-Baustoffen im Straßenbau; Herstellung, Prüfung, Ausliefe­
rung und Einbau, Ausgabe 2004 (BTR RC-StB 04)“, eingeführt 
mit Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur und Raum­
ordnung, Abteilung 5, Nummer 10/2005 - Straßenbau vom 
13. Mai 2005 (ABl. S. 719). Der Anhang G der TL Beton-StB 07 
gilt im Land Brandenburg nicht für die Verwertung von As­
phaltgranulat und pechhaltigen Straßenausbaustoffen; hierfür 
gelten die BTR RC-StB 04. Bei Verwendung aller Materialien 
nach Anhang B der TL Beton-StB 07 sind die BTR RC-StB 04 
zu beachten. 

Hiermit werden die „Technischen Lieferbedingungen für Bau­
stoffe und Baustoffgemische für Tragschichten mit hydrauli­
schen Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 
2007 (TL Beton-StB 07)“ für den Bereich der Bundesfernstra­
ßen und Landesstraßen eingeführt. 

Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des 
Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwendung 
empfohlen. 

Die TL Beton-StB 07 ersetzen in den „Zusätzlichen Technischen 
Vertragsbedingungen und Richtlinien für Tragschichten im Stra­
ßenbau (ZTV T-StB 95/Ausgabe 2002)“ im Abschnitt 3 die Tei­
le, die Anforderungen an Baustoffe, Baustoffgemische und an 
Einbaugemische für Tragschichten mit hydraulischen Bindemit­
teln zum Inhalt haben. 

Neuen Bauvergaben sind ab dem 1. Januar 2009 die TL Beton-
StB 07 zugrunde zu legen. Laufende Verträge sind gemäß dem 
vereinbarten technischen Regelwerk zu realisieren. 

Die TL Beton-StB 07 sind bei der FGSV-Verlag GmbH, Wesse­
linger Straße 17, 50999 Köln, zu beziehen. 

Genehmigung für die Erprobung der Abweichung 
von landesrechtlichen Standards 

Bekanntmachung 

des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung


Abteilung 4

Vom 1. September 2008


Das Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung hat im 
Einvernehmen mit der Staatskanzlei der Stadt Finsterwalde ge­
mäß § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 des Brandenburgi­
schen Standarderprobungsgesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBl. I 
S. 74), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2007 
(GVBl. I S. 125) angefügt worden sind, mit Wirkung vom 1. Okto­
ber 2008 bis zum 31. August 2011 für ihr Gemeindegebiet abwei­
chend von § 4 Abs. 1 der Straßenverkehrsrechtszuständigkeits­
verordnung vom 26. Februar 1999 (GVBl. II S. 166), die zuletzt 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBl. I 
S. 74, 87) geändert worden ist, die Zuständigkeit einer Straßen­
verkehrsbehörde für folgende Vorschriften der Straßenverkehrs­
ordnung übertragen: 

1.	 § 44 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 29 Abs. 2 der Straßen­
verkehrsordnung; 

2.	 § 45 der Straßenverkehrsordnung, soweit es sich um straßen­
verkehrsrechtliche Anordnungen 

a) über das Halten und Parken,

b) im Zusammenhang mit Veranstaltungen nach § 29 Abs. 2


der Straßenverkehrsordnung, 
c) im Zusammenhang mit Arbeiten im Straßenraum, 
d) der Verhütung außerordentlicher Schäden an Gemein­

destraßen 

handelt. Die Aufgaben b und c gelten nicht, wenn Anord­
nungen für den Bezirk mehrerer amtsfreier Gemeinden oder 
Ämter zu erteilen sind; 

3.	 § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3, 4, 4a, 4b, 5a, 5b, 6, 8 bis 10, 12 
der Straßenverkehrsordnung; 

4.	 § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 der Straßenverkehrsordnung, soweit 
es sich um Ausnahmen von Verboten oder Beschränkungen 
des Haltens und Parkens sowie zum Befahren von Fußgänger­
bereichen und Fahrradstraßen handelt. 

Im Auftrag 

Ulrich Mehlmann 
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Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht

für die wesentliche Änderung 


der Deponie Schöneiche in 14669 Schöneiche


Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 29. August 2008 

Die Märkische Entsorgungsanlagen- Betriebsgesellschaft mbH, 
Tschudistraße 3 in 14476 Potsdam beantragt nach § 31 Abs. 3 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) die 
Siedlungsabfalldeponie Schöneiche in den Landkreisen Dahme-
Spreewald, Gemarkung Gallun, Flur 3 mit den Flurstücken 1 und 2 
und Teltow-Fläming, Gemarkung Kallinchen, Flur 1 mit den 
Flurstücken 3/2 wesentlich zu ändern. 

Gegenstand der wesentlichen Änderung des Betriebes der De­
ponie ist die Änderung des Betriebes der MBA-Anlage durch 
Änderung des Betriebsregimes und Änderung des Abluftma­
nagements. 

Vor Genanntes stellt eine wesentliche Änderung eines Vorha­
bens im Sinne des § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG dar. § 3e Abs. 1 Nr. 2 
UVPG ordnet eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls im 
Sinne des § 3c Abs. 1 Satz 1 und 3 UVPG an, wenn ein bereits 
UVP-pflichtiges Vorhaben - hier die Deponie - geändert oder er­
weitert werden soll. Gemäß § 3e Abs. 1 Nr. 2, 2. Halbsatz UVPG 
sind frühere Änderungen oder Erweiterungen in diese Vorprü­
fung einzubeziehen. 

Nach § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der vom Vorhabens­
träger vorgelegten Unterlagen und eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3a UVPG nicht selbstständig an­
fechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und die ihr zu­
grunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger telefoni­
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 033201 442-555 
während der Dienstzeiten im Landesumweltamt Brandenburg, 
Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle (Refe­
rat RW 1), Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 315 in 
14476 Potsdam, OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirt­
schafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27.  September 
1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert am 19. Juli 2007 durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Ablösung des Abfallverbringungsge­
setzes und Änderung weiterer Rechtsvorschriften vom 25. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1462) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 

S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung West


Genehmigungsverfahrensstelle


Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht

für die wesentliche Änderung 


der Deponie Kyritz-Strüwe in 16866 Kyritz    


Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 29. August 2008 

Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Virchowstraße 14 - 16 in 
16816 Neuruppin beantragt nach § 31 Abs. 3 des Kreislauf­
wirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) die Siedlungs­
abfalldeponie Kyritz-Strüwe im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, 
Gemarkung Kyritz, Flur 28 mit den Flurstücken 2, 3, 4, 5/1, 6, 
7 teilweise, 8 teilweise und Flur 29 mit dem Flurstück 29 teil­
weise wesentlich zu ändern. 

Gegenstand der wesentlichen Änderung des Betriebes der De­
ponie ist die Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaik-Frei­
flächenanlage auf ca. 1/3 der Deponieoberfläche. 

Vorgenanntes stellt eine wesentliche Änderung eines Vorhabens 
im Sinne des § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG dar. § 3e Abs. 1 Nr. 2 
UVPG ordnet eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls im 
Sinne des § 3c Abs. 1 Satz 1 und 3 UVPG an, wenn ein bereits 
UVP-pflichtiges Vorhaben - hier die Deponie - geändert oder 
erweitert werden soll. Gemäß § 3e Abs. 1 Nr. 2, 2. Halbsatz 
UVPG sind frühere Änderungen oder Erweiterungen in diese 
Vorprüfung einzubeziehen. 

Nach § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der vom Vorhabens­
träger vorgelegten Unterlagen und eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3a UVPG nicht selbstständig an­
fechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und die ihr zu­
grunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger telefoni­
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 033201 442-555 
während der Dienstzeiten im Landesumweltamt Brandenburg, 
Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle (Refe­
rat RW 1), Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 315 in 
14476 Potsdam OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
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umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirt­
schafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27. September 
1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert am 19. Juli 2007 durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Ablösung des Abfallverbringungsge­
setzes und Änderung weiterer Rechtsvorschriften vom 25. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1462) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung West


Genehmigungsverfahrensstelle


Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb 
einer BHKW-Anlage in 16909 Heiligengrabe 

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 16. September 2008 

Der proJect-plan GmbH wurde die Genehmigung gemäß § 4 
Abs. 1, § 6 und § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück Gemarkung Heiligen­
grabe (Landkreis Ostprignitz-Ruppin), Flur 1, Flurstück 594 in 
16909 Heiligengrabe eine BHKW-Anlage zu errichten und zu 
betreiben. 

Die Genehmigung beinhaltet im Wesentlichen die Errichtung und 
den Betrieb zweier BHKW (Blockheizkraftwerke) mit einer Feu­
erungswärmeleistung von jeweils 2,025 MW sowie den zugehöri­
gen weiteren baulichen Anlagen und Betriebseinrichtungen. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid Nummer 111/07 aufgeführten Neben­
bestimmungen erteilt. 

Für das Vorhaben wurde gemäß § 3a und § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung eine standortbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg­
lichkeitsprüfung (UVP) besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. In die 
Unterlagen sowie in die Begründung für das Entfallen der UVP-
Pflicht kann während der Auslegungsfrist eingesehen werden. 

Auslegung 

Die Genehmigung liegt in der Zeit vom 18.09.2008 bis 
01.10.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei­
lung West, Genehmigungsverfahrensstelle, Fehrbelliner Straße 4 a 
in 16816 Neuruppin, Zimmer 4.02 zur Einsichtnahme während 
der Dienststunden aus. Um telefonische Anmeldung unter der 
Telefonnummer 03391 838-546 wird nach Möglichkeit gebeten. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be­
kannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Ein 
schriftlicher Widerspruch ist an das  Landesumweltamt Bran­
denburg, Regionalabteilung West, Referat RW 1, Postfach 
601061 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Niederschrift kann der 
Widerspruch beim Landesumweltamt Brandenburg, Regional­
abteilung West, Referat RW 1, Fehrbelliner Straße 4 a in 16816 
Neuruppin, eingelegt werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli­
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge­
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 2001 (BGBl. I 
S. 2350), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung West


Genehmigungsverfahrensstelle


Genehmigung für einen Schrottplatz mit

Lagerflächen und Aufbereitungsanlagen in


Lauchhammer-Ost


Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 16. September 2008 

Der Fa. Scholz Recycling AG & Co. KG, Bahnhofstraße 38, 
01979 Lauchhammer, wurde die Neugenehmigung gemäß §§ 4, 
19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf 
dem Grundstück Johann-Friedrich-Trautscholdt-Straße 1 in 
01979 Lauchhammer, Gemarkung Lauchhammer, Flur 6, Flur­
stück 109, eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Eisen- und 
Nichteisenschrotten, einschließlich Autowracks, und zur sonsti­
gen Behandlung und zeitweiligen Lagerung von gefährlichen 
Abfällen (Schrottplatz) zu errichten und zu betreiben. Hierbei 
handelt es sich um eine Nachnutzung des ehemaligen Baustoff­
werkes im Industrie- und Gewerbegebiet Lauchhammer-Ost. 
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Nach § 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) war für das beantragte Vorhaben eine standortbezoge­
ne Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen, in deren Ergeb­
nis festgestellt wurde, dass für das Vorhaben keine UVP-Pflicht 
besteht. Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 18.09.2008 
bis zum 01.10.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Re­
gionalabteilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-
Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 zur Einsicht­
nahme während der Dienststunden aus. Um telefonische An­
meldung unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 wird nach 
Möglichkeit gebeten. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be­
kannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regi­
onalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift einzulegen. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli­
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge­
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung Süd


Genehmigungsverfahrensstelle


Errichtung und Betrieb eines Lagers 

für nicht gefährliche Abfälle 


in 03253 Doberlug-Kirchhain, OT Hennersdorf


Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 16. September 2008  

Die Firma Sonne Recycling GmbH, Bergmannstraße 13, 01983 
Großräschen, OT Freienhufen, beantragt die Genehmigung nach 
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück Finsterwalder Straße 17 a, 03253 Doberlug-Kirch­
hain, OT Hennersdorf im Industriegebiet Hennersdorf, Gemar­
kung Hennersdorf, Flur 3, Flurstücke 64/4, 64/7, 65/4, 201, eine 
Anlage zum Lagern von nicht gefährlichen Abfällen für länger 
als ein Jahr zu errichten und zu betreiben. 

Die Abfälle werden vor der Lagerung auf einer befestigten Frei­
fläche in Pyramidenform in einer Halle in Ballen gepresst und 
mit Folie umwickelt. Die Lagerung ist für 26.850 Tonnen Abfäl­
le konzipiert. 

I.Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 24.09.2008 bis einschließlich 
23.10.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei­
lung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und bei der Stadtverwaltung Do­
berlug-Kirchhain, Am Markt 8, 03253 Doberlug-Kirchhain aus­
gelegt und können dort während der Dienststunden von jeder­
mann eingesehen werden. 

II. Einwendungen 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein­
wendungsfrist vom 24.09.2008 bis einschließlich 06.11.2008 
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus­
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

III. Erörterungstermin 

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein­
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung 
darüber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erörterung be­
dürfen. Diese Entscheidung wird öffentlich bekannt gemacht. 

Wird ein Erörterungstermin durchgeführt, so findet dieser am 
10.12.2008 um 10:00 Uhr, in der Stadtverwaltung Doberlug-
Kirchhain, Am Markt 8, Raum 004 in 03253 Doberlug-
Kirchhain statt. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge­
schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden 
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden. 
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IV. Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe­
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An­
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs­
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei­
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden. 

Für das Vorhaben wurde gemäß § 3c des Gesetzes über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung eine allgemeine Prüfung des Ein­
zelfalls durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver­
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVP) besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. In die 
Unterlagen sowie in die Begründung für das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalab­
teilung Süd, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 eingesehen werden. 

V. Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli­
che Vorgänge (Bundes-lmmissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung Süd


Genehmigungsverfahrensstelle


Wesentliche Änderung einer Schweinezuchtanlage 
in 15306 Lindendorf, OT Sachsendorf 

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 16. September 2008 

Die Firma Tiggemann GmbH & Co. KG, Straße des Friedens 93 a, 
15306 Lindendorf, OT Sachsendorf beantragt eine Genehmi­
gung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 

auf dem Grundstück in Straße des Friedens 93 a, 15306 Linden­
dorf, OT Sachsendorf Gemarkung Sachsendorf, Flur 11, 
Flurstück 132 eine Anlage zur Schweinezucht wesentlich zu 
ändern. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1 h) der 
Spalte 1 des Anhangs der Verordnung über genehmigungsbe­
dürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der 
Nummer 7.8.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Gemäß § 1 Abs. 2 der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG ist für das Vorhaben die Durchführung einer Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Neubau von zwei 
Ställen mit 676 Sauenplätzen, 2 Eberplätzen sowie 150 Abfer­
kelplätzen, die Errichtung einer Futterzentrale sowie den Bau ei­
nes Gärrest-/Güllehochbehälters. 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist Ende 2009 vorgesehen. 

Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 24. September 2008 bis einschließ­
lich 23. Oktober 2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Re­
gionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder) und im 
Amt Seelow-Land, Feldstraße 3 in 15306 Seelow, Raum 02 (Lie­
genschaften) ausgelegt und können dort während der Dienst­
stunden von jedermann eingesehen werden. 

Einwendungen 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein­
wendungsfrist vom 24. September 2008 bis einschließlich 
6. November 2008 schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen 
erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Ein­
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat­
rechtlichen Titeln beruhen. 

Erörterungstermin 

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 16. Dezember 2008 um 10:00 Uhr im 
Gut Klessin, Klessiner Straße 18 in 15326 Podelzig erörtert. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, 
wird der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fort­
gesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht erho­
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden. 

Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe­
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An­
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs­
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verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei­
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli­
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An­
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. März 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung Ost


Genehmigungsverfahrensstelle


Erörterungstermin zur wesentlichen Änderung 

der Anlage zur Wirkstoffproduktion 


in 01987 Schwarzheide


Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
Vom 16. September 2008 

Der am 25. Juni 2008 öffentlich bekannt gegebene Erörterungs­
termin zum oben genannten Vorhaben der Firma BASF 
Schwarzheide GmbH am 30.09.2008, um 10:00 Uhr, im Bürger­
saal des Bürgerhauses (Stadtverwaltung Schwarzheide), Ruh­
lander Straße 102 in 01987 Schwarzheide findet nicht statt. 

Landesumweltamt Brandenburg

Regionalabteilung Süd


Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE


Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteige­
rungssachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs­
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst­
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Ge­
richt den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes. 

Amtsgericht Cottbus 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 2. Dezember 2008, 8:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von 
Forst (Lausitz) Blatt 2609 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Forst, Flur 16, Flurstück 267, Linden­

str. 8, 1.089 m2 

versteigert werden. 
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstück mit einem 
Wohn- und Geschäftshauskarreé (Bj. 1864, in verschiedenen 
Zeiten letztlich bis 2002 erfolgten Aus- und Umbauten, Er­
weiterungen und Modernisierungen), welches im Süd- und Ost­
teil unterkellert ist und drei Geschosse aufweist, im Nord- und 
Westteil nicht unterkellert ist und zwei Geschosse aufweist, be­
baut. 
Das Objekt verfügt über sieben Gewerbeeinheiten und drei Woh­
nungen. 
Die Gesamtnutzfläche wird mit 1.207 m2 (Gewerbe 990 m2, 
Wohnen 217 m2) angegeben. 
Das Grundstück hat Bodendenkmalstatus und ist Bestandteil des 
eingetragenen Denkmals Nr. 120077. 

Das Wohn- und Geschäftshaus ist Denkmal im Sinne des § 2 
BdgDSchG und in die Denkmalliste des Landes Brandenburg 
eingetragen. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
13.11.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 450.000,00 EUR. 

Im Termin am 01.07.2008 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei­
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 228/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 2. Dezember 2008, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, das im Grundbuch von 
Drebkau Blatt 1134 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Drebkau, Flur 2, Flurstück 691, Gebäu­

de- und Freifläche, Drebkauer Hauptstraße 5, Grö­
ße: 3.131 qm 

versteigert werden. 
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstück mit einem 
Geschäftsgebäude [Gewerbebau (Markt), freistehend, nicht 
unterkellert, 1-geschossig, Bj. ca. 2000; Massivmauerwerks­
wandbau], Außenanlagen [Parkplatz] und Feuerlöschteich be­
baut; Nutzung durch Lebensmittel- und Drogeriediscounter als 
Einkaufsmarkt.) 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
23.05.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 680.000,00 EUR. 

In einem früheren Termin ist der Zuschlag gemäß § 85 a Abs. 1 
ZVG versagt worden. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 15/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 3. Dezember 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von 
Spremberg Blatt 6115 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 36, Flurstück 29/5, 

Ziegelei, Größe: 92.982 qm 

und die im Grundbuch von Terpe Blatt 980 ehemals eingetra­
genen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 
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lfd. Nr. 2, Gemarkung Terpe, Flur 3, Flurstück 23/12, Ziegelei, 
Größe: 3.250 qm, 

lfd. Nr. 3, Gemarkung Terpe, Flur 3, Flurstück 23/14, Größe: 
239 qm, 
Gemarkung Terpe, Flur 3, Flurstück 23/15, Größe: 
3.356 qm,

Gemarkung Terpe, Flur 3, Flurstück 23/16, Größe:

39 qm


(Die Grundstücke lfd. Nr. 2 und  3 sind mit dem Grundstück lfd. 
Nr. 4 vereinigt und nunmehr unter der lfd. Nr. 5 im Grundbuch 
eingetragen. Das Grundstück lfd. Nr. 4 ist nicht Belastungsge­
genstand) 
versteigert werden. 
(Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich bei dem im 
Grundbuch von Spremberg Blatt 6115 eingetragenen Grund­
stück um ein Gewerbegrundstück, bebaut mit gegliedertem 
mehrschiffigem Hallenbau und achteckigem Büro/Verwaltungs­
gebäude, Baujahr ca. 1996, weiterhin Außenanlagen, Regen­
wasserrückhaltebecken, Versickungsfläche sowie umfangrei­
chen Flächenbefestigungen und Anschlussgleis und bei den im 
Grundbuch von Terpe Blatt 980 eingetragenen Grundstücken 
um Gewerbegrundstücke, im Wesentlichen unbebaut - nur Au­
ßenanlagen, Zaun und Erdwall) 
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbücher 
am 10.08.2005 bzw. 04.08.2005 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
Grundbuch Spremberg Blatt 6115 Grundstück lfd. Nr. 1: 
Verkehrswert Grundstück: 2.700.000,00 EUR 
abzüglich festgestellter Entsorgungsaufwand: 100.000,00 EUR 
damit auf 2.600.000,00 EUR 

Grundbuch Terpe Blatt 980 Grundstücke lfd. Nr. 2 und 3: 
Verkehrswert Grundstücke: 1.110,00 EUR 
abzüglich festgestellter Entsorgungsaufwand:   5.000,00 EUR 
damit auf 1,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 94/05 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2008, 8:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von 
Klein Gaglow Blatt 179 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Klein Gaglow, Flur 1, Flurstück 158, 

Drebkauer Str. 54, Gebäude- und Freifläche, Woh­
nen, 625 m2 

versteigert werden. 
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstück mit einem ein­
bis zweigeschossigen, teilunterkellerten Wohngebäude (Bj. 1957) 
sowie mit einer ehem. Kfz-Doppelgarage (Bj. vor 1957) sowie 
einer PKW-Garage mit Lagerräumen (Bj. nach 1957) bebaut. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
06.12.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 36.100,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 209/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Freitag, 12. Dezember 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 322, die im Wohnungs­
grundbuch von Groß Gaglow Blatt 913 eingetragenen 1/2 An­
teile an dem Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 342,58/1.000stel Miteigentumsanteil an dem 

Grundstück 
Gemarkung Groß Gaglow, Flur 1, Flurstück 744/10, 
Gebäude- u. Freifläche, Harnischdorferstr. 22 (OT 
Gr. Gag.), 638 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Woh­
nung im Dachgeschoss und im Spitzboden Nr. 3 des 
Aufteilungsplanes nebst Sondernutzungsrecht am 
Kfz-Stellplatz Nr. 3 und 4 sowie an dem im Hof ge­
legenen Abstellraum Nr. 3 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuch­
blatt angelegt (Grundbuch von Groß Gaglow, Blät­
ter 911 bis 914), der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen­
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte 
beschränkt. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch 
den Verwalter erforderlich. 
Ausnahmen: Erstveräußerung, Veräußerung an Ehe­

gatten, Verwandte gerader Linie, Ver­
wandte zweiten Grades der Seitenli­
nie, im Wege der Zwangsvollstre­
ckung oder durch den Konkursverwal­
ter. 

Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes u. des In­
halts des Sondereigentums auf die Bewilligung v. 
09.08.1996, 07.01.1997 u. 09.04.1997 (Urk.-Nr.: 
1559/1996, 31/1997 - Notar Klein in Cottbus) Be­
zug genommen; 

versteigert werden.

Laut Gutachten handelt es sich um eine leer stehende Maisonet­

tewohnung incl. Balkon (Wohnfläche lt. Teilungserklärung:

114,41 m2) bestehend aus 1 Wohnzimmer/Küche (1. DG), 

1 Schlafzimmer (1. DG), 1 Kinderzimmer (1. DG), 1 Bad (1. DG),

1 Flur (1. DG), 1 Wohnbereich (2. DG) in einem freistehenden,

1 1/2-geschossigen, nicht unterkellerten sich als Mehrfamilien­

wohnhaus darstellenden Gebäude. Anschrift: Harnischdorfer

Str. 22, 03051 Cottbus - OT Groß Gaglow.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

26.11.2007 eingetragen worden. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf:

115.000,00 EUR (je 1/2 Anteil mithin: 57.500,00 EUR).

Geschäfts-Nr.: 59 K 176/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 16. Dezember 2008, 8:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge­
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von 
Spremberg Blatt 6085 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
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lfd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 19, Flurstück 51, 
Westbahnstraße, 400 m2 

versteigert werden. 
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstück mit einem 
dreigeschossigen, teilunterkellerten Mehrfamilienhaus mit 5 Miet­
einheiten (Bj. 1870, Sanierung/Modernisierung 1995/96) sowie 
mit einem zweigeschossigen Lagergebäude mit Sanitäreinrich­
tungen (Bj. 1916, Fassadensanierung 1996), einer ehemaligen 
Garage (Bj. 1916, Teilsanierung 1996) und einem Verbinder 
zwischen Lagergebäude und Mehrfamilienhaus (Bj. 2002) be­
baut. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
20.04.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 137.000,00 EUR. 

Im Termin am 08.07.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot die Hälfte des Grundstückswertes 
nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 8/07 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 13. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55, 
Saal 302, das im Grundbuch von Müllrose Blatt 278 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Müllrose, Flur 1, Flurstück 420, Ge­

bäude- und Freifläche, Möllenweg, Größe: 950 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
08.05.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 26.600,00 EUR.


Postanschrift: Möllenweg, 15229 Müllrose.

Beschreibung: Rohbauland.

Geschäfts-Nr.: 3 K 38/2007


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 13. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55, 
Saal 302, das im Grundbuch von Müllrose Blatt 359 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Müllrose, Flur 1, Flurstück 596, Ge­

bäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, Möllenweg, 
Größe: 1.608 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
08.05.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 32.200,00 EUR. 

Postanschrift: Möllenweg, 15299 Müllrose.

Beschreibung: Rohbauland.

Geschäfts-Nr.: 3 K 39/2007


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 20. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55,

Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt (Oder) Blatt 4728

eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver­

zeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 63, Flurstück 38,


Gebäude- und Gebäudenebenflächen, Leipziger 
Str. 175, Größe: 549 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.02.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 256.000,00 EUR. 

Postanschrift: Leipziger Str. 175, 15232 Frankfurt (Oder). 
Bebauung: viergeschossiges Mehrfamilienwohnhaus. 

Im Termin am 21.08.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 69/2007 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 20. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55,

Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt (Oder) Blatt 6576

eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver­

zeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 16, Flurstück 48/2,


Gebäude- und Freifläche, Luisenstr. 13, Größe: 381 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.02.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 300.000,00 EUR. 

Postanschrift: Luisenstr. 13, 15230 Frankfurt (Oder). 
Bebauung: fünfgeschossiges Mehrfamilienhaus. 

Im Termin am 21.08.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte 7/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 68/2007 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 24. November 2008, 9:00 Uhr 
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im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55, 15236

Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von

Bad Saarow-Pieskow Blatt 3641 eingetragene Wohnungsei­

gentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, 35/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grundstück,

Bad Saarow, Flur 10, Flurstück 116, Gebäude- und Freifläche,

Mischnutzung mit Wohnen, Fürstenwalder Chaussee 3 a, 3 b, 3 c,

3 d,

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Dachgeschoss, 

3. Eingang links gelegenen Wohnung, Nr. 19 des Aufteilungs­

planes, mit Abstellraum im Kellergeschoss Nr. 19 des Auftei­

lungsplanes.

Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Grundbuch von Bad Saarow-Pieskow Blätter 3623 bis 3643.

Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den

anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigentums­

rechte beschränkt.

Sondernutzungsrechte an den Kfz-Stellplätzen im Freien (S 1

bis S 32) sind vorbehalten; die Zuweisung wird beim nutzenden

Objekt vermerkt.

Das Sondernutzungsrecht an dem Kfz-Stellplatz im Freien S 27

ist zugewiesen.

Veräußerungsbeschränkungen:

Zustimmung durch Verwalter erforderlich.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

29.11.2006 eingetragen worden.

Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentümer eingetragen: 

Kathrin Döbrich-Endler.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 88.320,00 EUR. 

Postanschrift: 15526 Bad Saarow-Pieskow, Fürstenwalder Chaus­
see 3 c. 
Bebauung: Zwei-Zimmerwohnung im Dachgeschoss, 3. Eingang 
links, Balkon, Küche, Bad, Gäste-WC (ca. 65,87 m2) nebst Ab­
stellraum im Kellergeschoss. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 310/2006 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 24. November 2008, 11:00 Uhr 
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55, 15236 
Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 11488 eingetragene Wohnungseigen­
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 705,33/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Flur 18, Flurstück 32 und Flur 18, Flurstück 33, Größe 1.160 qm 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 20 des 
Aufteilungsplanes; 
für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Blatt 11469 bis 11488); der hier eingetragene Miteigentumsan­
teil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehören­
den Sondereigentumsrechte beschränkt; 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch den Verwalter 
Ausnahmen: Erstveräußerung, Veräußerung an Ehegatten, Ver­
wandte gerader Linie, Verwandte zweiten Grades der Seitenli­
nie, durch Konkursverwalter, im Wege der Zwangsvollstreckung; 
versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

21.11.2007 eingetragen worden.

Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentümer eingetragen: 

Jörg Michel. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 93.500,00 EUR.


Postanschrift: 15230 Frankfurt (Oder), Karl-Liebknecht-Straße

40/40 a.

Bebauung: Wohneinheit-Nr. 20 im Dachgeschoss im Flügel zur

Wildenbruchstraße (ca. 92,25 m2), Maisonette-Wohnung mit

Balkon, 4 Zimmer, Abstellraum, Flur, Küche, Bad, Galerie in 

2. Ebene.

Geschäfts-Nr.: 3 K 363/2007


Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Freitag, 28. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Stremmen 
Blatt 164 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Stremmen, Flur 1, Flurstück 45, Größe: 

7.197 qm 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
18.07.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 44.000,00 EUR. 

Das Grundstück, Dorfstraße 4, ist mit einem leer stehenden Ein­
familienhaus der Gründerzeit sowie landwirtschaftlichen Neben­
gebäuden bebaut. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 194/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Montag, 1. Dezember 2008, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser Chaussee 55, 15236 
Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von Eisenhüt­
tenstadt Blatt 4783 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Eisenhüttenstadt, Flur 5, Flurstück 146, 

Gebäude- und Freifläche, Gewerbe und Industrie, 
Seeplanstr., Größe: 4.675 qm, 

lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Eisenhüttenstadt, Flur 5, Flurstück 134, 
Gebäude- und Freifläche, Gewerbe und Industrie, 
Größe: 3.372 qm 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

27.02.2006 eingetragen worden.

Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentümer eingetragen:

Henry Zimdahl.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf: 

lfd. Nr. 1 300.000,00 EUR,

für das Zubehör auf 12.655,00 EUR,
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lfd. Nr. 1 einschließlich Zubehör 312.655,00 EUR, 
lfd. Nr. 3 33.500,00 EUR, 
Gesamtverkehrswert einschließlich Zubehör 346.155,00 EUR. 

Postanschrift: 15890 Eisenhüttenstadt, Seeplanstraße 9. 
Bebauung: Verkaufsraum, Büro, Lager, zwei Werkswohnungen 
mit beschränkter Wohnnutzung, Überbaum, die Grundstücke 
bilden eine wirtschaftliche Einheit. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 343/2005 

Amtsgericht Luckenwalde 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 1. Dezember 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Niedergörsdorf Blatt 646 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 114, Gemarkung Niedergörsdorf, Flur 2, Flurstück 290, 

Eichenweg 3, Gebäude und Freifläche ungenutzt, 
1.714 qm 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 275.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.02.2003 eingetragen worden. 
Laut Gutachten befindet sich das Grundstück im Eichenweg 3, 
14913 Niedergörsdorf OT Altes Lager und ist mit einem Mehr­
familienhaus bebaut. Das ehemals militärisch genutzte Gebäude 
wurde ursprünglich ca. 1930 erbaut und ca. 1997 modernisiert, 
saniert und zu einem Mehrfamilien-Wohnhaus umgebaut. 
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 9 K 256/01 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 1. Dezember 2008, 14:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts, Lindenallee 16, 14943 Lu­
ckenwalde, Nebengebäude, Saal 1407, das im Grundbuch von 
Jüterbog Blatt 4078 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Jüterbog; Flur 7; Flurstück 77/1; Hefter­

straße 15 a; Gebäude- und Freifläche; Wohnen; groß 
661 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf: 116.000,00 EUR. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
24.08.2006 eingetragen worden. 
Das Grundstück befindet sich in 14913 Jüterbog; Heffterstra­
ße 15 A. Es ist bebaut mit einem zweigeschossigen, nicht unter­
kellerten Zweifamilienwohnhaus mit Anbau und Garage. 
Die nähere Beschreibung ergibt sich aus dem beim AG Lucken­

walde ausliegenden Gutachten. Es kann zu den Sprechzeiten in 
der Geschäftsstelle, Zimmer 1404, eingesehen bzw. kopiert wer­
den. Im Internet, unter zvg.com, kann das Gutachten ebenfalls 
kostenlos heruntergeladen werden. 

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs­
wertes erfolgen. 
AZ: 17 K 300/2006 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 3. Dezember 2008, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Siethen Blatt 499 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Siethen, Flur 8, Flurstück 587, Grüner 

Winkel, Gebäude- und Freifläche, ungenutzt, Größe 
523 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 238.000,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am

21.06.2006 eingetragen worden. 

Laut Gutachten befindet sich das Grundstück in 14974 Siethen,

Grüner Winkel 31. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus (Bj.

2003, Wfl. ca. 120 m2, unterkellert) sowie einer an das Wohn­

haus angebauten Garage.

Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­

walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­

zeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 127/06


Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft 

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 
Mittwoch, 3. Dezember 2008, 11:00 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Ludwigsfelde Blatt 2103 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 12, Flurstück 2/118, 

Robert-Uhrig-Ring 29, Größe 341 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 95.200,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10.10.2007 eingetragen worden. 
Laut Gutachten befindet sich das Grundstück in 14974 Lud­
wigsfelde; Robert-Uhrig-Ring 29. Es ist bebaut mit einem 2-ge­
schossigen, unterkellerten Reihenmittelhaus in einer Reihen­
hauszeile mit 4 Gebäuden. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1404, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 250/2007 

http:zvg.com
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen  am 

Mittwoch, 3. Dezember 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts, Lindenallee 16, 14943 Lu­
ckenwalde, Nebengebäude, Saal 1407, die im Grundbuch von 
Kolzenburg Blatt 155 eingetragenen Grundstücke, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Kolzenburg, Flur 2, Flurstück 210, HF, 

groß 835 m2 , 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Kolzenburg, Flur 2, Flurstück 239, HF, 

groß 336 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf   
Flurstück 210: 60.000,00 EUR 
Flurstück 239: 12.000,00 EUR. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
15.03.2005 eingetragen worden. 
Das Grundstück befindet sich in 14943 Luckenwalde OT Kol­
zenburg; Am Sonnenberg 8. Es ist bebaut mit einem ca. 1977 er­
bauten zweigeschossigen Wohnhaus mit einem unterkellerten 
Anbau sowie Nebenanlagen (Waschküche/Stall/Garage). 
Die nähere Beschreibung ergibt sich aus dem beim AG Lucken­
walde ausliegenden Gutachten. Es kann zu den Sprechzeiten in 
der Geschäftsstelle, Zimmer 1404, eingesehen bzw. kopiert wer­
den. 
AZ: 17 K 319/2004 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 3. Dezember 2008, 14:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Rangsdorf Blatt 2562 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 19, Flurstück 147, 934 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 39.700,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
20.12.2006 eingetragen worden. 
Laut Gutachten befindet sich das Grundstück in 15834 Rangs­
dorf, An den Weiden 7. Es ist bebaut mit einer eingeschossigen, 
nicht unterkellerten massiven Gartenlaube nebst überdachter 
Terrasse und Abstellschuppen. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 5/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 4. Dezember 2008, 14:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Groß-Machnow Blatt 1505 eingetragene Ge­
bäude, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 1, Gebäude auf Groß-Machnow, Flur 4, Flurstück 212/4 

und das im Grundbuch von Groß-Machnow Blatt 1661 einge­
tragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Groß-Machnow, Flur 4, Flurstück 212/4, 

Größe 615 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 130.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
18.12.2006 eingetragen worden. 
Laut Gutachten befindet sich das Grundstück in 15834 Groß-
Machnow; Straße der Einheit 25. Es ist bebaut mit einem Einfa­
milienhaus mit rund 88 m2 Wohnfläche. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1404, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 419/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Freitag, 5. Dezember 2008, 8:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge­
bäude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im 
Grundbuch von Jüterbog Blatt 4800 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 
Nr. in m2 

18 Jüterbog 41 221	 Bülowstraße, Gebäude- 3.850 m2 

und Freifläche 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 40.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
30.08.2001 eingetragen worden. 
Laut Gutachten befindet sich das Grundstück in 14913 Jüterbog, 
Bülowstraße. Es ist Teil des ehemaligen Kasernenkomplexes Jü­
terbog II. Das Flurstück 221 befindet sich nordwestlich direkt an 
der Bülowstraße und ist bebaut mit einem ehemaligen Wachge­
bäude und einem Stück Straße. Seit 1994 hat das Objekt Leer­
stand. Das Gebäude ist stark zerstört. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 456/03 

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft 

Im Wege der Teilungsversteigerung sollen am 
Freitag, 5. Dezember 2008, 9:30 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts, Lindenallee 16, 14943 Lu­
ckenwalde, Nebengebäude, Saal 1407, die im Grundbuch von 
Paplitz Blatt 567 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Paplitz, Flur 3, Flurstück 464, Gebäu­
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de- und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, Lucken­
walder Landstr., groß 8.140 m2, 

lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Paplitz, Flur 11, Flurstück 129, Land­
wirtschaftsfläche, Mühlenfeld, groß 2.336 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist wie folgt festgesetzt worden: 
Flur 3, Flurstück 464 1.400,00 EUR 
Flur 11, Flurstück 129 380,00 EUR 
insgesamt: 1.780,00 EUR. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
22.12.2005 eingetragen worden. 
Die Grundstücke befinden sich in Paplitz. Lt. Gutachten handelt 
es sich um landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
Die nähere Beschreibung ergibt sich aus dem beim AG Lucken­
walde ausliegenden Gutachten. Es kann zu den Sprechzeiten in 
der Geschäftsstelle eingesehen werden. 
AZ: 17 K 407/05 

Amtsgericht Neuruppin 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 22. Oktober 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch des Amtsgerichts Neuruppin von Rheinsberg 
Blatt 749 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Rheinsberg 12 49	 Gebäude- und Freifläche, 538 m2 

Wohnen, Mühlenstraße 2 

laut Gutachter: gelegen in 16831 Rheinsberg, Mühlenstr. 2, be­
baut mit einem zweigeschossigen Zweifamilienwohnhaus mit 
Seitenflügel (mit derzeit drei Wohnungen und einem Büro) und 
einem weiteren Wohngebäude, Baujahr jeweils um 1910, 1991 - 95 
saniert und modernisiert, Wohnfläche insgesamt ca. 248 m2, und 
einem Holzschuppen 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
14.11.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 113.580,00 EUR. 

In einem früheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil 
die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht wurde (§ 85a 
Abs. 1 ZVG). 
Geschäfts-Nr.: 7 K 487/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 3. November 2008, 10:30 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im 
Grundbuch von Braunsberg Blatt 208 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Braunsberg 5 243	 Gebäude- und Freifläche, 813 m2 

Wohnen 
Gebäude- und Freifläche, 
Land- und Forstwirtschaft, 
Dorfstr. 34 

Braunsberg 5 244	 Gebäude- und Freifläche, 157 m2 

Wohnen 
Dorfstraße 34 

laut Gutachten bebaut mit einem Einfamilienhaus mit aus­
gebautem Dachgeschoss, angebauter Veranda und Garage 
(unterkellerte Terrasse), (Baujahr geschätzt ca. 1980, Wohnfl. 
ca. 107 m2, zuzüglich Keller) sowie ehemaliges Stallgebäude 
und Garage 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
18.07.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 121.800,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 134/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 4. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, 
das im Grundbuch von Marwitz Blatt 1109 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

5 Marwitz 2 253 Gebäude- und Freifläche 538 m2 

Zehnruthen 10 A 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Einfamilien­
haus (Baujahr ca. 2003; Wohnfläche ca. 118 m2) bebaute Grund­
stück in 16727 Oberkrämer OT Marwitz, Zehnruthen 10a. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
06.06.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 203.000,00 EUR. 
Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 030 34072238 
Geschäfts-Nr.: 7 K 175/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 10. November 2008, 14:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215,  das 
im Grundbuch von Perleberg Blatt 3422 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
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Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Perleberg 22 127/6	 Reetzer Straße, 958 m2 

Gebäude- und 
Gebäudenebenflächen 

versteigert werden. 
Laut Gutachten ist das in 19348 Perleberg, Reetzer Straße 11 B 
gelegene Grundstück bebaut mit einem Wohn- und Geschäfts­
haus (Wohn- bzw. Nutzfläche insgesamt ca. 277 m2) und Neben­
gelass (Betriebsgebäude und Garagengebäude). 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
08.05.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 267.000,00 EUR. 

Im Termin am 21.05.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der 
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 214/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 11. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, 
das im Grundbuch von Sieversdorf Blatt 590 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Sieversdorf 10 15	 Gebäude- und Freifläche, 760 m2 

Im Dorfe 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um ein teilsaniertes, ehemaliges

Bauernhaus nebst Nebengebäude und Scheune in 16845 Sie­

versdorf-Hohenofen, Hauptstraße 40.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

14.09.2004 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 68.000,00 EUR.


Im Termin am 14.09.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der

nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden

Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 0261 9434497

Geschäfts-Nr.: 7 K 335/06


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 12. November 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die 
im Grundbuch von Burgwall Blatt 186 eingetragenen Grund­
stücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Burgwall 1 64/1 Verkehrsfläche Straße 17 m2 

Dorfstraße 44 G 
2 Burgwall 1 64/2 Dorfstraße 44 G 573 m2 

Gebäude- und Freifläche 
Wohnen 

3 
zu 2 Grunddienstbarkeit (Grenzbebauungsrecht) an dem Flurstück 65/2 der Flur 1 

eingetragen in Burgwall Blatt 4 Abt. II Nr. 2. 
5 
zu 2 Grunddienstbarkeit (Mitbenutzungs- und Leitungsrecht) an dem Grundstück 

Flur 1, Flurstück 64/3 eingetragen im Grundbuch von Burgwall Blatt 186 
Abt. II Nr. 3. 

(laut Gutachten: ist das Flurstück 64/2 bebaut mit einem Wohn­

haus, vermutlich - Innenbesichtigung war nicht möglich - mit 

2 Wohneinheiten und ausgebautem Dachgeschoss),

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

29.06.2004 eingetragen worden. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: insgesamt 108.000,00 EUR.


Im Termin am 01.02.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 

der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden

Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.

Geschäfts-Nr.: 7 K 262/04


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 13. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, 
das im Grundbuch von Wulkow Blatt 577 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Wulkow 1 460	 Gebäude- und Freifläche, 405 m2 

Nietwerderweg 

(gemäß Gutachten: eingeschossige Doppelhaushälfte [links] ei­

nes Einfamilien-Wohnhauses mit ausgebautem Dachgeschoss,

Anbau und Garage in 16835 Wulkow, Nietwerderweg 4)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

05.07.2006 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 82.000,00 EUR. 


Im Termin am  04.07.2007 ist der Zuschlag versagt worden,

weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer­

tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben­

den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.

Geschäfts-Nr.: 7 K 271/06 


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 13. November 2008, 11:00 Uhr 
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im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, die 
im Grundbuch von Zühlsdorf Blatt 567 eingetragenen Grund­
stücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Zühlsdorf 4 512 350 m2 

2 Zühlsdorf 4 511 216 m2 

3 Zühlsdorf 4 513 Kiefernstraße 12 833 m2 

laut Gutachten bebaut mit einem Gaststättengebäude (Nutz­

fläche ca. 130 m2), einem Bettenhaus/Pension (Nutzfläche ca.

110 m2), einem Einfamilienhaus (Wohnfläche ca. 150 m2), ei­

nem Nebengebäude (Wohnfläche ca. 120 m2) und einer Garage,

gelegen Kiefernstr. 12

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.03.2007 eingetragen worden. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: insgesamt 193.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 54/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 13. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18a, 1. Obergeschoss, Saal 215, 
das im Grundbuch von Löwenberg Blatt 543 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 Löwenberg 3 150 2.706 m2 

gemäß Gutachten: bebaut mit einem eingeschossigen unterkel­
lerten Einfamilienhaus und einem Mehr­
zweckgebäude in 16775 Löwenberg, Zum 
Küsterberg 7 

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

14.11.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 69.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 476/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Freitag, 14. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Germendorf Blatt 1069 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Germendorf 1 447	 Gebäude- und Freifläche, 425 m2 

Heidesteig 4 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine vermietete Doppelhaus­


hälfte (Wohnfläche ca. 114 m2) nebst Carport und Schuppen in

16767 Germendorf, Heidesteig 4.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.09.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 124.000,00 EUR.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 07134 9801155

Geschäfts-Nr.: 7 K 338/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 17. November 2008, 14:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Velten Blätter 4076 und 3644 eingetragene 
Wohnungseigentum und Teileigentum, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 

Blatt 4076 
lfd. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaft und Lage Größe 
Nr. 

1	 8.393/100.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Velten 15 75/7 Gebäude- und Freifläche 608 m2 

Westrandsiedlung 
verbunden mit Sondereigentum an Wohnung Nr. 7 des Aufteilungsplans; 
das Miteigentum ist durch die Einräumung der zu den anderen Miteigen­
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt (eingetragen 
Blätter 4070 - 4082); 
Sondernutzungsrechte sind vereinbart. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf die Be­
willigung Urk.Nr. 2848/94; 3541/94 Notar Dr. Tietgen, München und Urk.Nr. 
8742/94 Notar Reeh, München übertragen aus Blatt 2250; eingetragen am 
27.06.1995. 

3 8.393/100.000 Miteigentumsanteil an dem 685/86.000 
zu Miteigentumsanteil an den Grundstücken 
1 Velten 15 75/46 Westrandsiedlung 5.447 m2 

Straße 
Velten 15 75/47 Westrandsiedlung 1.053 m2 

Platz 
Velten 15 75/52 Westrandsiedlung 2.396 m2 

Straße 
Velten 15 75/54 Westrandsiedlung 3.352 m2 

Straße 
Velten 15 254	 Carolinenstraße 12 72 m2 

Gebäude- und Freifläche 
Wohnen 

Velten 15 255	 Amalienstraße 3.438 m2 

Carolinenstraße 
Magdalenenstraße 
Verkehrsfläche Straße 

Blatt 3644: 
lfd. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaft und Lage Größe 
Nr. 

1	 1/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Velten 15 75/42 Gebäude- und Freifläche 2.499 m2 

Westrandsiedlung 
verbunden mit Sondereigentum an Tiefgaragenstellplatz Nr. 29 
lt. Aufteilungsplan; das Miteigentum ist durch die Einräumung der zu den an­
deren Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt 
(eingetragen Blätter 3616 - 3715); 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf die Be­
willigungen vom 21.10.1994 (UR-Nr. 2944 T Notar Dr. Tietgen, München) 
29.11.1993, 05.12.1994 Urk.Nr. 8221 K, 8742 K, Notar Klaus Reeh, Mün­
chen) und Bewilligung vom 12.12.1994 (Urk. Nr. 3583 T, Notar Dr. Tietgen, 
München) übertragen aus Blatt 2550; eingetragen am 30.05.1995. 
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laut Gutachter handelt es sich um eine leer stehende Eigentums­

wohnung (2 Zimmer, 56 m2 Wfl.) nebst Tiefgaragenstellplatz in

16727 Velten, Amalienstr. 12.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbücher

am 18.09.2007 eingetragen worden. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: insgesamt 56.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 434/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, 
das im Gebäudegrundbuch von Lindenberg Blatt 148 eingetra­
gene Gebäudeeigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

Gebäude auf 
Lindenberg 3 91/7 Gebäudefläche, Ausbau 500 m2 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um ein Einfamilienhaus (Wohn­

fläche ca. 107 m2; Baujahr ca. 1984), dessen Sanierung abge­

brochen wurde, auf dem Grundstück Ausbau 9 in 16928 Lin­

denberg.

Das Grundstück wird nicht mitversteigert.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbücher

am 05.10.2005 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 30.000,00 EUR.


Im Termin am 17.12.2004 ist der Zuschlag versagt worden,

weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­

wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei­

benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht

hat.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 040 303783532

Geschäfts-Nr.: 7 K 438/05


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, 
das im Grundbuch von Hennigsdorf Blatt 4524 eingetragene 
Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

Miteigentumsanteil von 19,40/1.000 am Grundstück 
Hennigsdorf 5 12/6 Gebäude- und Gebäude- 538 m2 

nebenflächen 
5 15/3 An der Rathenaustraße 

Rathenaustr. 
verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung im 3. Obergeschoss nebst 
Kellerraum um Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. 22. 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Miteigentums­
anteilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Blät­
tern 4503 - 4528 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt). 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch Verwalter 
Ausnahmen: 
Veräußerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an Verwandte zwei­
ten Grades der Seitenlinie; 
Veräußerung durch Konkursverwalter, Veräußerung im Wege der Zwangs­
vollstreckung. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewil­
ligung vom 30. März und 11. Mai 1994 - UR Nr. 145 und 326/94 Notar Wa­
genknecht und Diekmeyer in Bielefeld; übertragen aus Blatt 2957 bei gleich­
zeitiger Vereinigung der Grundstücke; eingetragen am 19. Dezember 1994. 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine leer stehende 1-Zimmer-

Eigentumswohnung (Wohnfläche 29 m2) in 16761 Hennigdorf,

Rathenaustraße 2.

Der dazugehörige Kfz-Tiefgaragenstellplatz wird am gleichen

Tage um 10:30 Uhr versteigert.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.03.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 37.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 98/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Hennigsdorf Blatt 3067 eingetragene Teil­
eigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Miteigentumsanteil von 1/786 am Grundstück 
Hennigsdorf 6 87/1 Gebäude- u. Gebäude­ 4.988 m2 

nebenflächen, 
An der Poststraße 

Hennigsdorf 6 88/1 Gebäude- u. Gebäude­
nebenflächen, 
An der Poststraße 

Hennigsdorf 6 89/1 Gebäude- u. Gebäude­
nebenflächen, 
An der Poststraße 

Hennigsdorf 6 80/1 
verbunden mit Sondereigentum an dem Stellplatz im Aufteilungsplan be­
zeichnet mit Nr. A 22 
Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Miteigentumsan­
teilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Blättern 3046 
bis 3831 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt). 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch - Verwalter 
Ausnahmen: 
Erstveräußerung, Veräußerung an Ehegatten, an Verwandte gerader Linie, an 
Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie, Veräußerung durch Konkursver­
walter, Veräußerung im Wege der Zwangsvollstreckung. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf Bewil­
ligung vom 25. August 1993 - UR.Nr. 555/93 von Notar Dr. Diekmeyer in 
Bielefeld - bei gleichzeitiger Vereinigung der Grundstücke aus Blatt 2964 
übertragen am 29. April 1994. 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um einen Pkw-Stellplatz im Park­

haus An der Poststraße in 16761 Hennigdorf. 

Die dazugehörige Eigentumswohnung wird am gleichen Tage

um 10:30 Uhr (AZ: 7 K 98/07) versteigert.


1 
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
20.03.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 5.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 99/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch von Oranienburg Blatt 10634 - 10643 eingetra­
gene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 

Blatt 10634: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

27,89/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 31 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 31 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10635: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

20,75/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 32 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 32 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10636: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

27,89/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 33 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 33 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10637: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

22,40/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 34 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 34 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10638: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

27,89/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück:

Oranienburg 4 228 2.939 m2


verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 35 des Aufteilungs­

planes und mit dem Kellerraum Nr. 35 des Aufteilungsplanes.


Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10639: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 22,40/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 36 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 36 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10640: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 27,89/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 37 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 37 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10641: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 22,40/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 38 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 38 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10642: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 27,89/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 39 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 39 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

Blatt 10643: 
Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 22,40/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Oranienburg 4 228 2.939 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 40 des Aufteilungs­
planes und mit dem Kellerraum Nr. 40 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Grundbuch 
von Oranienburg Blätter 10604 bis 10643). Der hier eingetragene Miteigen­
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um insgesamt 10 Eigentumswoh­
nungen in 16515 Oranienburg, Berliner Straße 69 b (5 Zwei-
Zimmer-Wohnungen á 52 - 56 m2 Wohnfläche, 5 Drei-Zimmer-
Wohnungen á 70 m2 Wohnfläche, 9 Wohnungen vermietet). 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
05.12.2006 eingetragen worden. 

1 

1 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: insgesamt 595.000,00 EUR. 
Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 0228 92033531 
Geschäfts-Nr.: 7 K 465/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 19. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Oranienburg Blatt 1420 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

5	 Oranienburg 34 201/1 708 m2 

(gemäß Gutachten: bebaut mit einem Zweifamilienwohnhaus 
[Baujahr 1907, Teilmodernisierung vor und nach 1990] und 
einem Nebengebäude in 16515 Oranienburg, André-Pican-Stra­
ße 13) 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
25.04.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 168.000,00 EUR. 

Im Termin am 05.06.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 132/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 20. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Giesensdorf Blatt 255 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Giesensdorf 2 88/3	 Gebäude- und Freifläche, 998 m2 

Dorfstraße 

(gemäß Gutachten: bebaut mit einem zweigeschossigen Ein­

familienhaus und Doppelgarage in 16928 Pritzwalk OT Gie­

sensdorf, Dorfstraße 1b, Baujahr 1998, Wfl. ca. 132 m2)

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

17.04.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 140.000,00 EUR.


Im Termin am 12.06.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 

der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden

Rechte 7/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat.

Geschäfts-Nr.: 7 K 161/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 20. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im 
Grundbuch von Perleberg Blatt 1082 eingetragenen Grundstü­
cke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Perleberg 35 106/1 Gebäude- und Gebäude- 152 m2 

nebenflächen 
2 Perleberg 35 104 Gebäude- und Gebäude- 98 m2 

nebenflächen 
3 Perleberg 35 105 Gebäude- und Gebäude- 98 m2 

nebenflächen 

Laut Gutachten ist das Flurstück 106/1 (gelegen St. Nikolei-
Kirchplatz 6) bebaut mit einem zweigeschossigen Wohnhaus 
mit ausgebautem Dachgeschoss (Bauj. 1987) und auf den Flur­
stücken 104 und 105 befinden sich Überreste von zwei Fach­
werkgebäuden, versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
31.03.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: insgesamt 100.000,00 EUR und für die einzelnen Grund­
stücke auf: 
-	 für das Flurstück 104 der Flur 35 7.650,00 EUR 
-	 für das Flurstück 105 der Flur 35 5.750,00 EUR 
- für das Flurstück 106/1 der Flur 35 96.500,00 EUR 
Geschäfts-Nr.:  7 K 154/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 20. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, die 
im Grundbuch von Kleinow Blatt 187 eingetragenen Grundstü­
cke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Kleinow 4 27/13 Gebäude- und Freifläche 611 m2 

Landwirtschaftsfläche 
2 Kleinow 4 27/26 Landwirtschaftsfläche, 222 m2 

Kleinower Ziegelei 

gemäß Gutachten:	 Wohngrundstück in 19339 Plattenburg, OT 
Kleinow, Ziegelei 11 
bebaut mit einem Wohnhaus, Bj. ca. 1957, 
einem Gartenhaus, einem Schuppen und ei­
nem Carport 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

30.11.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf insgesamt 54.000,00 EUR; daneben wurden die Einzel-Ver­

kehrswerte folgt festgesetzt:


a) 	 für das Grundstück Kleinow Flur 4 Flurstück 27/13 auf 
54.000,00 EUR 



2171 

1 

1 

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 37 vom 17. September 2008 

b) für das Grundstück Kleinow Flur 4 Flurstück 27/26 auf 
82,00 EUR. 

Geschäfts-Nr.: 7 K 536/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 25. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die in 
den Grundbüchern von Glienicke Blatt 4401, 4403 eingetrage­
nen Teileigentume, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 

Blatt 4401: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

90.066/1.000.000 Miteigentumsanteil an dem vereinigten Grundstück, beste­
hend aus 
Glienicke 1 448/1 532 m2 

Glienicke 1 448/2 Niederstraße 1.304 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 2 des Aufteilungspla­
nes. Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 4400 
bis 4412). 
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei­
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Sondernutzungsrechte an Kfz-Stellplätzen und Grundstücksflächen sind ver­
einbart. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung des Verwalters. 
Ausnahme: Erstveräußerung durch den derzeitigen Eigentümer. 

bei Veräußerung an den Ehegatten, Verwandte in gerader Linie, 
Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie oder bei einer Ver­
äußerung im Wege der Zwangsvollstreckung oder durch den 
Konkursverwalter. 

Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhaltes des Sondereigen­
tums auf die Eintragungsbewilligung vom 10. Oktober 1994 (UR-Nr. 588/1994 
des Notars Jürgen, Berlin) Bezug genommen. Eingetragen am 20.11.1995 

Blatt 4403: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

91.816/1.000.000 Miteigentumsanteil an dem vereinigten Grundstück, beste­
hend aus 
Glienicke 1 448/1 532 m2 

Glienicke 1 448/2 Niederstraße 1.304 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 4 des Aufteilungspla­
nes. Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 4400 
bis 4412). 
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei­
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Sondernutzungsrechte an Kfz-Stellplätzen und Grundstücksflächen sind ver­
einbart. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung des Verwalters. 
Ausnahme: Erstveräußerung durch den derzeitigen Eigentümer. 

bei Veräußerung an den Ehegatten, Verwandte in gerader Linie, 
Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie oder bei einer Ver­
äußerung im Wege der Zwangsvollstreckung oder durch den 
Konkursverwalter. 

Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhaltes des Sondereigen­
tums auf die Eintragungsbewilligung vom 10. Oktober 1994 (UR-Nr. 588/1994 
des Notars Jürgen, Berlin) Bezug genommen. Eingetragen am 20.11.1995 

laut Gutachter: 2 Gewerbeeinheiten/Teileigentume im Erdge­
schoss des Gewerbeobjektes Niederstraße 45 in 
16548 Glienicke, nebst Kellerraumund Kfz-
Stellplätzen 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

21.02.2008 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: insgesamt 340.000,00 EUR. 
-	 Gewerbeeinheit Nr. 2 (Glienicke Blatt 4401): 

174.000,00 EUR 
- Gewerbeeinheit Nr. 4 (Glienicke Blatt 4403): 

166.000,00 EUR 
Geschäfts-Nr.: 7 K 69/08 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 25. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im 
Grundbuch von Neuholland Blatt 404 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Neuholland 151 15	 Pappelweg 30, Gebäude- 660 m2 

und Freifläche Wohnen, 
Doppelhaus 

laut Gutachter: Wohngrundstück Pappelweg 30 in 16559 Lie­
benwalde OT Neuholland, bebaut mit einer Ein­
familiendoppelhaushälfte und einem Carport 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

04.03.2008 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 101.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 109/08


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 27. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, das 
im Grundbuch von Meyenburg Blatt 2518 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Meyenburg 5 329/7	 Gebäude- und Gebäude- 307 m2 

nebenfläche, Kurze Straße 3 

gemäß Gutachten:	 Wohngrundstück bebaut mit einem 2-Fami­
lien-Wohngebäude und einem Garagen-/ 
Schuppengebäude in 16945 Meyenburg, 
Kurze Straße 3 

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

17.10.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 87.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 396/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 27. November 2008, 13:30 Uhr 
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im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Zernikow Blatt 221 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Zernikow 1 97/9	 Gebäude- u. Freifläche 946 m2 

Landwirtschaft 

gemäß Gutachten:	 Wohngrundstück in 16775 Großwolters­
dorf, Zernikower Straße 1a, bebaut mit ei­
nem Einfamilienhaus, Bj. ca. 1978, moder­
nisiert 1998, einem Mehrzweckgebäude, ei­
nem Werkstattgebäude, einem Carport und 
Außenanlagen 

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.10.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 107.000,00 EUR.

Geschäfts-Nr.: 7 K 456/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Freitag, 28. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Hennigsdorf Blätter 9010 und 9011 einge­
tragene Teileigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Blatt 9010: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

57,573/10000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Hennigsdorf 2 136/3 Gebäude- und Freifläche 8.112 m2 

An der Edisonstraße 
2 137/4 Gebäude- und Freifläche 9.090 m2 

An der Sportstraße 
2 138/1 Gebäude- und Freifläche 1.170 m2 

An der Sportstraße 
2 139/1 Gebäude- und Freifläche 697 m2 

Am Sportplatz 
2 10/1 Gebäude- und Freifläche 383 m2 

An der Edisonstraße 
verbunden mit dem Sondereigentum an dem Laden Nr. 143.3 laut Auftei­
lungsplan. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt (Blätter 
4061 bis 4202, 4204 bis 4401, 9008 bis 9011). 
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei­
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Sondernutzungsrechte sind vereinbart. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums wird Bezug genommen 
auf die Bewilligungen vom 26.11.1993 und 30.03.2004 (UR-Nr. 2360/1993 
des Notars Wetlitzky in München und UR-Nr. 337/2004 des Notars Dietrich 
in München); hierher übertragen aus Blatt 4203; eingetragen am 08.03.2005. 

Blatt 9011: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 56,270/10000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Hennigsdorf 2 136/3 Gebäude- und Freifläche 8.112 m2 

An der Edisonstraße 
2 137/4 Gebäude- und Freifläche 9.090 m2 

An der Sportstraße 
2 138/1 Gebäude- und Freifläche 1.170 m2 

An der Sportstraße 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 139/1 Gebäude- und Freifläche 697 m2 

Am Sportplatz 
2 10/1 Gebäude- und Freifläche 383 m2 

An der Edisonstraße 
verbunden mit dem Sondereigentum an dem Laden Nr. 143.4 laut Auftei­
lungsplan. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein besonderes Grundbuch angelegt (Blätter 
4061 bis 4202, 4204 bis 4401, 9008 bis 9011). 
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei­
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Sondernutzungsrechte sind vereinbart. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums wird Bezug genommen 
auf die Bewilligungen vom 26.11.1993 und 30.03.2004 (UR-Nr. 2360/1993 
des Notars Wetlitzky in München und UR-Nr. 337/2004 des Notars Dietrich 
in München); hierher übertragen aus Blatt 4203; eingetragen am 08.03.2005. 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um 2 ebenerdig gelegene Laden­

einheiten (davon 1 vermietet, Nutzfläche je ca. 60 m2) mit je 

2 Kfz-Stellplätzen in 16761 Hennigsdorf, Edisonstraße 17.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.11.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 157.000,00 EUR.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 0611 3482483

Geschäfts-Nr.: 7 K 488/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Freitag, 28. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Oranienburg Blatt 2887 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück	 Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Oranienburg 24 4212/132	 800 m2 

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Einfamilien­

haus nebst Carport und Nebenanlagen bebaute Grundstück in

16515 Oranienburg, Pawlowstraße 7.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.09.2006 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 142.000,00 EUR.


Im Termin am 18.09.2007 ist der Zuschlag versagt worden,

weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­

wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen

bleibenden Rechte 7/10 des Grundstückswertes nicht erreicht

hat.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 0341 14963119

Geschäfts-Nr.: 7 K 428/06


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 4. Dezember 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die 
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im Grundbuch von Gramzow Blatt 324 eingetragenen Grund­
stücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Gramzow 2 9/11 Dorfstraße 12 b 835 m2 

Gebäude- und Freifläche 
2 Gramzow 2 9/13 Dorfstraße 12 b 580 m2 

Gebäude- und Freifläche 

gemäß Gutachten: Doppelhaushälfte und Nebengebäude in 
19348 Perleberg OT Gramzow, Dorfstraße 11 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
07.09.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf insgesamt 28.100,00 EUR 
daneben die Einzelverkehrswerte 
a) für das Grundstück Gemarkung Gramzow, Flur 2, Flur­

stück 9/11 auf 27.400,00 EUR 
b) für das Grundstück Gemarkung Gramzow, Flur 2, Flur­

stück 9/13 auf 700,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 416/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 8. Dezember 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18a,  1. Obergeschoss, Saal 215, das 
im Grundbuch von Hohen Neuendorf Blatt 219 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr.	 Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

2	 Hohen Neuen- 8 322 1.080 m2 

dorf 

laut Gutachten bebaut mit einem gemischt genutzten Gebäude

(Wohn- und Bürogebäude, Wohn- bzw. Nutzfläche insgesamt ca.

406 m2, Baujahr 1996) und Nebengelass (Carport und Pumpen­

haus), gelegen Stolper Straße 31b, 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

18.09.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 370.000,00 EUR.


Im Termin am 09.06.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 

der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden

Rechte einen Betrag von 7/10 des Grundstückswertes nicht er­

reicht hat.

Geschäfts-Nr.: 7 K 273/07


Amtsgericht Potsdam 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 11. November 2008, 9:00 Uhr 
im 	Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, 

Saal 304.1, das im Grundbuch von Belzig Blatt 3169 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 9, Gemarkung Belzig, Flur 7, Flurstück 982, Gebäude-

und Freifläche, Handel und Versorgung, Erich-Wei­
nert-Str. 11, 8.609 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist laut Gutachten mit einem Einkaufszentrum 
mit Gewerbeeinheiten von etwa 35 m2 bis etwa 700 m2 aus dem 
Jahr 1998 bebaut. 4 Einheiten (Lebensmittel-Discounter, Dro­
geriemarkt, Backshop, Blumenladen) waren zum Zeitpunkt der 
Bewertung vermietet. Die größte Einheit mit etwa 700 m2 und 
die kleinste Einheit von etwa 35 m2 standen leer. 

Der Verkehrswert ist auf 1.700.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
02.05.2007 eingetragen. 
AZ: 2 K 157/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 9:00 Uhr 
im Hauptgebäude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegelal­
lee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von 
Wustermark Blatt 1901 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Wustermark, Flur 2, Flurstück 1072, 

Verkehrsfläche, Zeestower Str. 13, Größe: 2.012 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück Zeestower Str. 13 in 14641 Wustermark soll un­
bebaut sein. Es soll darauf Müllablagerungen geben. Die Be­
schreibung erfolgt ohne Gewähr. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 
32.000,00 EUR festgesetzt. 

Der Versteigerungsvermerk ist am 16.06.2008 in das genannte 
Grundbuch eingetragen worden. 
AZ: 2 K 232/08 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch 
von Dallgow Blatt 2016 eingetragene Wohnungseigentum, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1: 58.558/9.000.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­

stück Gemarkung Dallgow, Flur 1, 

Flurstück 603, Ackerland, Grünland, An der Pusch­

kinstraße, groß: 4.390 m2,

Flurstück 604, Gebäude- und Freifläche, Ackerland,

An der Puschkinstraße, groß: 4.440 m2,

Flurstück 607/1, Ackerland, Grünland, An der

Puschkinstraße, groß: 3.616 m2


verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge­
schoss des Hauses 1, die im Aufteilungsplan mit der Num­
mer 1.3 bezeichnet ist und dem Kellerraum Nummer 1.3. 
Dem Wohnungseigentümer steht das Sondernutzungsrecht 
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an dem Stellplatz in der Tiefgarage Haus 1 mit 1.3 bezeichnet 
zu. 
lfd. Nr. 2/zu 1: Dem Wohnungseigentümer steht das Sonder­

nutzungsrecht an der im Aufteilungsplan Nr. 1.3 
bezeichneten Garten- und Terrassenfläche zu. 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 58.000,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 13.11.2007 eingetra­

gen worden. 


Die Eigentumswohnung befindet sich in der Bahnhofstraße 45 A,

14624 Dallgow-Döberitz im Haus 1 im Erdgeschoss rechts. Sie

verfügt über 2 Zimmer, Küche, Diele, Bad und Terrasse mit ca.

56 m2 Wohnfläche.

AZ: 2 K 371/07


Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 9:00 Uhr 
im Hauptgebäude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegelal­
lee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von 
Brandenburg Blatt 19946 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 98, Flurstück 344, 

Gebäude- und Freifläche, Gewerbe und Industrie, 
Am Neuendorfer Sand 58, Größe: 3.068 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück Am Neuendorfer Sand 58 in 14770 Branden­
burg ist mit einem Werkstattgebäude (Bauj. ca. 1976, Moderni­
sierung 1999/2002, incl. Büro, Umkleide- und Aufenthaltsraum, 
Nutzfläche rd. 179 m2) sowie einem Lagergebäude (Nutzfläche 
rd. 104 m2) bebaut und wird vom Eigentümer als Autowerkstatt 
und Gebrauchtwarenhandel genutzt. 
Die Beschreibung entstammt dem Gutachten vom 16.06.2005 
und erfolgt ohne Gewähr. 

Der Verkehrswert ist auf 154.900,00 EUR festgesetzt worden. 
Davon entfallen auf das Zubehör insgesamt 23.500,00 EUR: 
-	 Bremsenprüfstand 8.700,00 EUR 
- 2 Hebebühnen (je 3.400,00 EUR) 6.800,00 EUR 
- diverse Fahrzeuge 6.000,00 EUR 
-	 Büroeinrichtung (Schreibtisch, Bürostuhl, 

PC, Telefon) 100,00 EUR 
-	 1 defekte Hebebühne 400,00 EUR 
-	 1 Schleifbock 200,00 EUR 
-	 1 Reifenauswuchtmaschine 500,00 EUR 
-	 1 Reifenwechselmaschine 500,00 EUR 
-	 1 Hubwagen 300,00 EUR. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
07.12.2004 eingetragen. 

Am 05.05.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil das abge­
gebene Meistgebot 50 % des Verkehrswertes nicht erreicht hat­
te. 
AZ: 2 K 667/04 

Zwangsversteigerung gemäß § 133 ZVG 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch 
von Wolsier Blatt 266 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Wolsier, Flur 4, Flurstück 33/2, Garten­

land, Dorfstraße, groß: 1.000 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf  190.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
09.11.2001 eingetragen worden. 

Das Grundstück in der Dorfstr. 6 A in 14715 Prietzen ist mit 
einem unterkellerten Einfamilienhaus (EG: 124,58 m2, DG: 
78,27 m2) nebst 2 Gartenhäuschen bebaut (Bj. 1996). 
AZ: 2 K 391/01 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Busendorf Blatt 608 eingetragene Teileigentum, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 5/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge­
markung Busendorf, Flur 2, 
Flurstück 66/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 45 m2, 
Flurstück 67/9, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 178 m2 

Flurstück 70/8, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 1.371 m2, 
Flurstück 71/14, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der 
Lehniner Str., 1.630 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an dem PKW-Stellplatz im 
oberirdischen Garagengebäude (Süd) im Aufteilungsplan mit 
Nr. 4 bezeichnet, 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 5.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.10.2006 eingetragen. 

Bei dem Objekt handelt es sich um einen Stellplatz im oberirdi­
schen Garagengebäude Süd (Am Dorfanger 8, 14547 Busendorf). 
AZ: 2 K 447-1/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
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buch von Busendorf Blatt 619 eingetragene Wohnungseigen­
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 60/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge­
markung Busendorf, Flur 2, 
Flurstück 66/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 45 m2, 
Flurstück 67/9, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 178 m2, 
Flurstück 70/8, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Str., 1.371 m2, 
Flurstück 71/14, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der 
Lehniner Str., 1.630 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung mit Keller 
des Hauses 1, im Aufteilungsplan mit Nr. 2 bezeichnet sowie 
Sondernutzungsrecht an der Terrasse, 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 78.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.10.2006 eingetragen. 

Bei dem Objekt handelt es laut Gutachten um eine 3-Zimmer-
Wohnung (Wohnfl. ca. 75,77 m2, im Erdgeschoss links des 
Mehrfamilienhauses (Bauj. ca. 1996) mit der postalischen An­
schrift Am Dorfanger 8, Busendorf. 
AZ: 2 K 447-2/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Busendorf Blatt 668 eingetragene Wohnungseigen­
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 181/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge­
markung Busendorf, Flur 2, 
Flurstück 67/4, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 
Flurstück 70/2, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 
Flurstück 71/10, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der 
Lehniner Straße 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung mit Kel­
lerraum und Balkon im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 4 be­
zeichnet sowie Sondernutzungsrechten an PKW-Stellplatz Nr. 4 
und Nr. 7,             
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 104.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.10.2006 eingetragen. 

Bei dem Objekt handelt es laut Gutachten um eine 3-Zimmer-
Wohnung (Wohnfl. ca. 90,10 m2, mit Balkon) im 1. Oberge­
schoss links des Mehrfamilienhauses (Bauj. ca. 1996) mit der 
postalischen Anschrift Am Dorfanger 4, Busendorf. 
AZ: 2 K 447-3/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Busendorf Blatt 672 eingetragene Teileigentum, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 5/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge­
markung Busendorf, Flur 2, 
Flurstück 71/4, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 560 m2, 
Flurstück 74/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 144 m2, 
Flurstück 75/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 57 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an dem PKW-Stellplatz im 
oberirdischen Garagengebäude (Doppelgarage) im Aufteilungs­
plan mit Nr. 2 bezeichnet 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 4.500,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.10.2006 eingetragen. 

Bei dem Objekt handelt es sich um einen Stellplatz in der ober­
irdischen Doppelgarage (Am Dorfanger 6, 14547 Busendorf). 
AZ: 2 K 447-4/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 18. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Busendorf Blatt 674 eingetragene Wohnungseigen­
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 184/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge­
markung Busendorf, Flur 2, 
Flurstück 71/4, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 560 m2, 
Flurstück 74/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 144 m2, 
Flurstück 75/1, Gebäude- und Freifläche ungenutzt, an der Leh­
niner Straße, 57 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung mit Kel­
lerraum im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 1 bezeichnet sowie 
Sondernutzungsrecht an der Terrasse, 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 104.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.10.2006 eingetragen. 

Bei dem Objekt handelt es laut Gutachten um eine 3-Zimmer-
Wohnung (Wohnfl. ca. 91,67 m2) im Erdgeschoss rechts des 
Mehrfamilienhauses (Bauj. ca. 1996) mit der postalischen An­
schrift Am Dorfanger 6, Busendorf. 
AZ: 2 K 447-5/06 
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 25. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots­
dam, Saal 310 (im 2. Obergeschoss), ein im Grundbuch von 
Brandenburg Blatt 11880 eingetragener 1/4 Miteigentumsan­
teil an dem Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 91, Flurstück 816, 

Verkehrsfläche, Rüsternweg, 200 m2 

versteigert werden. 
Miteigentumsanteil an einer Wegefläche. 
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
28.02.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 3.000,00 EUR. 

Im Termin am 18.04.2008 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei­
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
AZ: 2 K 61/06 

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen 
(5/10 und 7/10) 

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 
Donnerstag, 25. November 2008, 10:30 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, 14467 Potsdam,

Hegelallee 8, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch von

Brandenburg Blatt 17720 eingetragene Grundstück, Bezeich­

nung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 2, Gemarkung Brandenburg, Flur 91, Flurstück 1318,


Gebäude- und Freifläche, Rüsternweg 21 A, groß: 
360 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 233.000,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 28.02.2006 eingetra­

gen worden. 


Das Grundstück ist mit einer zweigeschossigen Doppelhaus­

hälfte und einer Garage bebaut (Bj. geschätzt 2001, Wohn- bzw.

Nutzfläche ca. 146 m2).


Im Termin am 24. Mai 2007 ist der Zuschlag versagt worden,

weil das abgegebene Meistgebot die Hälfte des Grundstücks­

wertes nicht erreicht hat.

AZ: 2 K 60/06 


Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen 
(5/10 und 7/10) 

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 
Donnerstag, 27. November 2008, 9:00 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch 
von Babelsberg Blatt 5321 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Babelsberg, Flur 4, Flurstück 110/4, An 
der Stubenrauchstraße 4, Gebäude- und Freifläche, 
Mischnutzung mit Wohnen, groß: 1.723 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 1.822.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 01.07.2005 eingetra­
gen worden. 

Das Grundstück ist in der Stubenrauchstraße 4, 14482 Potsdam, 
gelegen und mit einer Stadtvilla mit einem Garagenanbau be­
baut. Die Stadtvilla wurde ca. 1995 als Demonstrationsobjekt 
für das hier installierte Sonnenheizungssystem errichtet. 

Im Termin am 6. September 2007 ist der Zuschlag versagt wor­
den, weil das abgegebene Meistgebot 7/10 des Grundstückswer­
tes nicht erreicht hat. 
AZ: 2 K 320/05 

Amtsgericht Senftenberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 17. November 2008, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­

schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Lindchen Blatt 116

eingetragene Grundstück der Gemarkung Lindchen, Flur 1,

Flurstück 287/1, Gebäude- und Freifläche, Landwirtschaftsflä­

che, 2.665 m2 groß, 

versteigert werden.

Bebauung:

Einfamilienhaus, noch nicht vollständig saniert, 

belegen in 03103 Neu Seeland, OT Lindchen, Leeskower Straße 6

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

13.07.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 49.900,00 EUR.


Im Termin am 30.06.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 

der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden

Rechte 5/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat.

Geschäfts-Nr.: 42 K 76/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 17. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Ruhland Blatt 2584 
eingetragene Grundstück der Gemarkung Ruhland, Flur 4, Flur­
stück 1494 , Gebäude- und Freifläche, Berliner Straße 17, 215 m2 

groß versteigert werden. 
Bebauung: 
zweigeschossiges Wohn- und Geschäftshaus 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
03.09.2007 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 180.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 86/07 

Amtsgericht Strausberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 7. Oktober 2008, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Strausberg, Klosterstr. 13, Saal 2, das im

Grundbuch von Melchow Blatt 335 eingetragene Grundstück,

Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Melchow, Flur 1, Flurstück 50, Gebäu­


de- und Freifläche, Wohnen, Landwirtschaftsfläche, 
Gartenland, Am Ring 28, Größe: 1.025 m2 

laut Gutachten: 
-	 Grundstück bebaut mit Einfamilienhaus, 4 Zi., Küche, Bad, 

Flur, geschätzte ca. 101 m2 Wfl., nicht unterkellert, DG nicht 
ausbaubar 

Achtung: Begutachtung von der Grundstücksgrenze!

Lage: Am Ring 28, 16230 Melchow 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

11.06.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 78.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 326/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 7. Oktober 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude Strausberg, Kloster. 13, Saal 2, das im 
Grundbuch von Schönwalde Blatt 1397 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gem. Schönwalde, Flur 12, Flstk. 388/97, Gebäude-

und Freifläche, Verkehrsfläche, Wiesenstr. 23, Grö­
ße: 692 m2 

lfd. Nr. 2 zu 1,	 Grunddienstbarkeit (Straßenbenutzungs- und 
Leitungsrecht) an den Grundstücken Flur 12, 
Flstke. 388/89, 88, eingetragen in Schönwalde 
Blätter 1389, 1388 

laut Gutachten: 
-	 Grundstück bebaut mit Reihenhaus (Kopfhaus), Bj. ca. 

1994/95, voll unterkellert 
-	 EG: 2 Zi., (amerik.) Küche, Gäste-WC, Diele, Windfang, 

Terrasse 
-	 DG: 3 Zi., Bad, Flur, kl. Balkon, insges. ca. 126 m2 Wfl. 
-	 gepflegter Zustand, bzgl. Mängel wird auf das Gutachten 

verwiesen 
Lage: Wiesenstraße 23, 16352 Wandlitz OT Schönwalde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
09.05.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 150.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 76/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 30. Oktober 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Bernau Blatt 6136 ein­
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestands­
verzeichnis: 
lfd. Nr. 3, 76,67/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­

stück 

Gemarkung Bernau, Flur 21, Flurstück 471/1,

471/2, 473/13, 470/7, 960, 961, 473/11, 471/4,

469/11, 473/15, 473/17, Gebäude- und Freifläche,

In den breiten Wiesen, Größe: 13.283 m2


verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung nebst Kel­
lerraum Nr. 11.3.1., Nummer 136 des Aufteilungsplanes 

und der im Grundbuch von Bernau Blatt 11326 eingetragene 
76,76/10.000 Anteil am Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Bernau, Flur 21, Flurstück 884, Be­

triebsfläche, Entsorgungsanlage, Pegasusstraße, 
Größe: 506 m2 

laut Gutachten: 
Lage: 16321 Bernau, Pegasusstraße 22 

Wohnung mit 3 Zimmern; Küche, Bad, Abstellkammer, 
ca. 96 m2 Wohnfläche 
Die Wohnung ist vermietet. 
Flst. 884 nicht bebaubar, dient der Regenwassersamm­
lung aus den umliegenden Wohnparkgrundstücken 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.06.2001 bzw. 15.11.2005 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt: 

Wohnung (gebucht in Bl. 6136) auf 86.000,00 EUR 
unbebaute Fläche (gebucht in Bl. 11326) auf 12,00 EUR. 
AZ: 3 K 78/01 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 30. Oktober 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, die im Grundbuch von Schwedt Blatt 2461 eingetrage­
nen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, bisherige lfd. Nr. 1, Gemarkung Schwedt, Flur 64, 

Flurstück 19, Gebäude- und Freifläche, Bahnhof­
straße 3, Größe 560 m2, 

lfd. Nr. 4, 	 bisherige lfd. Nr. 2, Gemarkung Schwedt, Flur 64, 
Flurstück 230/1, Gebäude- und Freifläche, Bahn­
hofstr. 3, Größe 393 m2 

laut Gutachten: kleines pensionsähnliches Stadthotel mit Res­
taurant im Sanierungsgebiet, Bauj. 1912, Erweiterung und Sa­
nierung 1994, Restaurant, unvermietet 
Flst. 230/1: unbebautes Grundstück, Hofzufahrt und Stellplätze 
Hotel 
Lage: Bahnhofstr. 3, 16303 Schwedt (Oder) 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
08.10.2007 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf:

lfd. Nr. 3 Flurstück 19      = 200.000,00 EUR

lfd. Nr. 4 Flurstück 230/1 =    24.000,00 EUR.

AZ: 3 K 270/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 30. Oktober 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 4074 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Finow Flur 19 Flurstück 291, Fliederal­

lee 2 b, Gebäude- und Freifläche, Wohnen, Größe 
1.065 m2 

laut Gutachten: bebaut mit zweigeschoss. Einfamilienhaus und 
Einliegerwohnung, Bauj. 1994, nicht unterkellert, Wohnfläche 
insgesamt ca. 206 m2, Reparaturrückstau, DG-Ausbau nicht fer­
tig gestellt 
Lage: Fliederallee 2 b, 16227 Eberswalde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.09.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 129.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 470/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 4. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude Strausberg, Kloster. 13, Saal 2, das im

Grundbuch von Hönow Blatt 289 eingetragene Grundstück,

Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Hönow, Flur 3, Flurstück 422, Am


Berge 53, Gebäude- und Freifläche, Größe: 
1.089 m2 

laut Gutachten: 
-	 Grundstück bebaut mit Einfamilienhaus (Bj. ca. 1935, zw. 

1970 - 1980 saniert und nach 1990 teilmodernisiert) und 
Pensionsgebäude, Bj. 70er/80er Jahre, 

-	 Wohnhaus: EG: 3 Zi., Küche, Bad, Diele, Eingangsveranda, 
überdachte Terrasse; DG: 1 Zi., Diele, Bad, mehrere Ab­
stellräume, ca. 147 m2 Wfl., Leerstand, im Übrigen wird auf 
das Gutachten verwiesen 

-	 Pensionsgebäude: 4 Zi. insges. 12 Betten, kleines Esszim­
mer, Bad, Dusche, Küche, Wirtschaftsräume, Schwimmhal­
le, nicht unterkellert, Leerstand 

Lage: Am Berge 53, 15366 Hoppegarten OT Hönow 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

18.02.2008 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 177.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 64/08 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 4. November 2008, 12:00 Uhr 

im Gerichtsgebäude Strausberg, Kloster. 13, Saal 2, das im Erb­
baugrundbuch von Wandlitz Blatt 3764 eingetragene Erbbau­
recht, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr.1, Erbbaurecht, eingetragen auf dem im Grundbuch 

von Wandlitz, Blatt 134, Bestandsverzeichnis Nr. 11 
eingetragenen Grundstück Gem. Wandlitz, Flur 2, 
Flstk. 858, Größe: 294 m2 

in Abt. II Nr. 2 für die Dauer von 99 Jahren seit dem Tage der

Eintragung bis zum 31.12.2094

laut Gutachten:

- Erbbaurecht mit Einfamilienhaus (Doppelhaushälfte); Bj.


1994/95, nicht unterkellert 
-	 EG: 1 Zi., Küche, WC, Abstellraum, Diele, Terrasse; OG: 

3 Zi., Bad, Abstellraum, Flur, ca. 100 m2 Wfl., Spitzboden 
noch nicht fertig ausgebaut, nicht als Wohnfläche nutzbar, 
gepflegter Zustand 

Lage: Karl-Liebknecht-Straße 12 F, 16348 Wandlitz 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

17.05.2006 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 125.000,00 EUR.

Wert des Zubehörs (Küche): 4.000,00 EUR.

AZ: 3 K 1056/05


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 4. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude Strausberg, Kloster. 13, Saal 2, das im

Grundbuch von Eberswalde Blatt 5717 eingetragene Grund­

stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Eberswalde, Flur 7, Flurstück 44/102,


Gebäude- und Gebäudenebenflächen, südlich vom 
Oder-Havel-Kanal, Größe: 27.462 m2 

laut Gutachten: 
- bebautes Gewerbegrundstück (ehem. Lager-, Werkstatt- und 

Verwaltungsgebäude, Pförtnerhaus, Garagen), desolater Zu­
stand, es wird von Abriss ausgegangen, Altreifenablagerun­
gen auf einer Fläche von ca. 8.000 m2, Standort im Altlas­
tenkataster geführt 

Lage: Poratzstraße 60 - 70, 16225 Eberswalde 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

23.04.2008 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 1,00 EUR.

AZ: 3 K 84/08


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 11. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg im 
Saal 1, die im Grundbuch von Müncheberg Blatt 1447 einge­
tragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 3/1, 

Gebäude- und Freifläche, Seelower Str. 6, Größe 
10.379 m2, 
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lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 3/4, 
Gebäude- und Freifläche, Seelower Str. 2, 4, Größe 
11.637 m2, 

lfd. Nr. 3, Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 4, Grö­
ße 2.550 m2, 

lfd. Nr. 5,	 Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 6, See­
lower Str. Gebäude- und Freifläche, 7 A, 7 B, 7 C, 7 D, 
7 F, Größe 25.853 m2, 

lfd. Nr. 6,	 Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 7/1, 
Größe 5.700 m2, 

lfd. Nr. 8, Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 92/3, 
Gebäude- und Freifläche, Seelower Str. 6 A, Größe 
16.068 m2, 

lfd. Nr. 15, Gemarkung Müncheberg, Flur 17, Flurstück 220, 
Landwirtschaftsfläche, An der Seelower Straße, 
Größe 10.511 m2 

laut Gutachten:

Grundstücke unterschiedlich bebaut mit div. ehemaligen Büro-,

Werkstatt-, Konferenzgebäuden, Schuppen, Wartungs- bzw. Re­

paraturhallen, Großgaragen, Heizhäusern, Lehrlingswohnheim,

Pumpenhaus, Berufsschule, Asylantenwohnheim usw.; Bj. 1910

bis ca. 1970; kein zeitgemäßer Zustand, Leerstand

Lage: Seelower Str. 7 - 10, 15374 Müncheberg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

10.01.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf: 
für das Flst. 3/1 auf 1,00 EUR 
für das Flst. 3/4 auf 1,00 EUR 
für das Flst. 4 auf 15.000,00 EUR 
für das Flst. 6 auf 1,00 EUR 
für das Flst. 7/1 auf 1.400,00 EUR 
für das Flst. 92/3 auf 1,00 EUR 
für das Flst. 220 auf 4.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 837/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1352 
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestands­
verzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 1 957/100000 Miteigentumsanteil an 
Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude- und 
Gebäudenebenflächen, Größe 2.471 m2, Gartenland, Größe 
3.479 m2, Dorfstraße 29,

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A

im Erdgeschoss Mitte nebst Kellerraum jeweils Nr. 2 des Auf­

teilungsplanes. 


das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1353 ein­
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestands­
verzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 2.490/100.000 Miteigentumsanteil an 
Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude- u. Ge­
bäudenebenflächen, Größe 2.471 m2, Gartenland, Größe 3.479 m2, 
Dorfstraße 29, 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A 

im Erdgeschoss rechts nebst Kellerraum jeweils Nr. 3 des Auf­
teilungsplanes. 

und das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1356 
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 2.416/100.000 Miteigentumsanteil an 
Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude- u. Ge­
bäudenebenflächen, Größe 2.471 m2, Gartenland, Größe 3.479 m2, 
Dorfstraße 29, 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A 
im Obergeschoss rechts nebst Kellerraum jeweils Nr. 6 des Auf­
teilungsplanes. 
laut Gutachten: vermietete 2-Zimmer-Wohnungen mit Keller 
und Balkon 
Lage: Dorfstraße 29, 16356 Ahrensfelde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in die Grundbuchblätter 1352 
und 1353 am 12.04.2007 und in das Grundbuchblatt 1356 am 
28.09.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf: 
für das Grundbuchblatt 1352 auf  48.000,00 EUR, 
für das Grundbuchblatt 1353 auf  61.000,00 EUR, 
für das Grundbuchblatt 1356 auf  64.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 823/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im

Saal 2, das im Erbbaugrundbuch von Schwanebeck Blatt 3512

eingetragene Erbbaurecht, Bezeichnung gemäß Bestandsver­

zeichnis:

lfd. Nr. 1, Erbbaurecht, das in dem Grundbuch von Schwane­

beck Blatt 3076 als Belastung des eingetragenen Grundstücks

Gemarkung Schwanebeck, Flur 1, Flurstück 1101, Gebäude-

und Freifläche, Kitzbühler Str., Größe 235 m2 in Abteilung II Nr. 1

für die Dauer von 99 Jahren eingetragen ist

laut Gutachten: Erbbaurechtsgrundstück mit Doppelhaushälfte,

Baujahr 2003, Wohnfläche ca. 100 m2, nicht unterkellert, mittle­

rer Ausstattungsstandard

Lage: Landkreis Barnim, 16341 Panketal OT Schwanebeck,

Parkstraße 2 a 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.02.2008 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf:

Erbbaurecht lfd. Nr. 1  120.000,00 EUR

Zubehör (Einbauküche) 800,00 EUR.

AZ: 3 K 573/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 17. November 2008, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg im 
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1357 
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
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lfd. Nr. 1, 2.487/100.000 Miteigentumsanteil an Gemarkung Ah­
rensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude- und Gebäudeneben­
flächen, Gartenland, Dorfstr. 29, Größe 2.471 m2 und 3.479 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A 
im Dachgeschoss links nebst Kellerraum jeweils Nr. 7 des Auf­
teilungsplanes 
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung im DG links, mit Keller, 
Baujahr ca. 1900, Größe ca. 55,76 m2, derzeit vermietet. Die Be­
gutachtung erfolgte durch Inaugenscheinnahme. 
Lage: Dorfstraße 29, 16356 Ahrensfelde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12.04.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 60.000,00 EUR. 

Im Termin am 04.06.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 3 K 827/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, der im Grundbuch von Herzfelde Blatt 1274 eingetra­
gene 1/2 Anteil (2b der Abt. I) an dem Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Herzfelde, Flur 1 

Flurstück 1069, Gebäude- und Freifläche, Straus­
berger Str. 15, Größe 404 m2, 
Flurstück 1062, Gebäude- und Freifläche, Straus­
berger Str. 15, Größe 61 m2 

laut Gutachten: unbebautes Baugrundstück, Ausweisung gemäß

Flächennutzungsplan - Wohnbaufläche (W)

Lage: 15378 Rüdersdorf OT Herzfelde, Strausberger Str. 115 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.12.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 9.500,00 EUR.

AZ: 3 K 673/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Ahrensfelde Blatt 1351 einge­
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, 2.765/100.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­
stück Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude-
und Gebäudenebenflächen, Gartenland, Dorfstr. 29, Größe 
2.471 m2 und 3.479 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A 
im Erdgeschoss links nebst Kellerraum jeweils Nr. 1 des Auftei­
lungsplanes. 

laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung (ca. 61,00 m2 Wohnfläche)

im Erdgeschoss links mit Balkon; guter Zustand; vermietet

Lage: 16356 Ahrensfelde, Dorfstr. 29 A 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

13.03.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 55.000,00 EUR.

AZ: 3 K 822/06


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 12:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Ahrensfelde Blatt 1372 einge­
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, 3.633/100.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­
stück Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude-
und Gebäudenebenflächen, Gartenland, Dorfstr. 29, Größe 
2.471 m2 und 3.479 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus C 
im Erdgeschoss Nr. 22 des Aufteilungsplanes. 
laut Gutachten: 3-Zimmer-Wohnung (ca. 92,90 m2 Wohnfläche) 
im Erdgeschoss mit Terrasse; guter Zustand; vermietet 
Lage: 16356 Ahrensfelde, Dorfstr. 29 C 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
13.03.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 70.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 850/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 17. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Ahrensfelde Blatt 1354 einge­
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, 2.712/100.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­
stück Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstück 145, Gebäude-
und Gebäudenebenflächen, Gartenland, Dorfstr. 29, Größe 
2.471 m2 und 3.479 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A 
im Obergeschoss links nebst Kellerraum jeweils Nr. 4 des Auf­
teilungsplanes. 
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung (ca. 61,00 m2 Wohnfläche) 
im Obergeschoss links mit Balkon; guter Zustand; vermietet 
Lage: 16356 Ahrensfelde, Dorfstr. 29 A 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
13.03.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 55.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 860/06 
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 19. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Lindenberg Blatt 346 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Lindenberg, Flur 3, Flurstück 478, 

Landwirtschaftsfläche, Gartenland, Größe 985 m2 

laut Gutachten: Grundstück bebaut mit 2 Fertigteil-Bungalows 
in Leichtbauweise (DDR-Typ HW 22) und zwei Schuppen, ver­
pachtet seit 1976; 
Entschädigung der Pächter richtet sich nach dem Schuldrechts­
anpassungsgesetz 
Lage: Thomas-Müntzer-Str. 25, 16356 Ahrensfelde OT Linden­
berg 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
05.01.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 84.400,00 EUR. 
AZ: 3 K 660/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 19. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Blumberg Blatt 1703 einge­
tragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Blumberg, Flur 3, Flurstück 573, Gebäu­

de- und Freifläche, Kleine Mittelstr. 3, Größe 67 m2 

Gemarkung Blumberg, Flur 3, Flurstück 594, Ge­
bäude- und Freifläche, Kleine Mittelstr. 3, Größe 
85 m2, 
Gemarkung Blumberg, Flur 3, Flurstück 615, Ge­
bäude- und Freifläche, Kleine Mittelstr. 3, Größe 
423 m2 

laut Gutachten: Einfamilienhaus, nicht unterkellert, ausgebautes

DG, 4 Wohnräume, Bauj. 2006, Wohn-/Nutzfläche 120,81 m2,

Lage: 16356 Ahrensfelde, OT Blumberg, Kleine Mittelstr. 3 

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.12.2007 eingetragen worden.


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 140.000,00 EUR.

AZ: 3 K 700/07


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 20. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,

das im Grundbuch von Friedrichsaue Blatt 245 eingetragene

Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Friedrichsaue, Flur 2, Flurstück 41,


Mittelweg 2, Größe 4.970 m2 

laut Gutachten vom 04.07.2008: ländliches Wohngrundstück 
mit Siedlungshaus und diversen untergeordneten Nebengebäu-
den, Massivbau, Baujahr ca. 1945 - 50, teilunterkellert, rückwär­

tiger Verandaanbau, ungedämmter Spitzboden, einfache Aus­
führung, Gasheizung, tlw. neue Fenster, mögliche Wohnfläche 
100 m2, Fassade u. a. mit Setzungen, Abrissen und flächigen 
Ausblühungen, die Konstruktion entspricht heutigen Wärme­
schutzanforderungen nicht, es besteht Reparatur- bzw. Instand­
setzungsbedarf 
Lage: Mittelweg 2, 15328 Zechin OT Friedrichsaue 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
04.06.2008 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 31.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 219/08 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 20. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,

das im Grundbuch von Strausberg Blatt 6168 eingetragene

Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 2, Flur 12, Flurstück 394, Gebäude- und Freifläche,


August-Bebel-Str. 4, Größe 640 m2 und Flur 12, 
Flurstück 397, Größe 730 m2 

laut Gutachten vom 08.01.2008: Grundstück mit Mehrfamilien­
haus, Baujahr ca. 1910/1920, 1998 Teilsanierung, Wohnfläche 
ca. 368 m2 (7 WE), Wohnhaus in Massivbauweise, Vorderhaus 
mit 5 Wohnungen, voll unterkellert, ausgebautes DG, Seitenflü­
gel mit 2 Wohnungen, nicht unterkellert, 5 Wohnungen sind ver­
mietet, 2 Wohnungen werden eigen genutzt, einfacher bis mitt­
lerer Ausstattungsstandard der Mieteinheiten, zumeist ungünsti­
ge Grundrisse der Wohnungen, soweit Besichtigung möglich, 
solider Bauzustand, aber tlw. Instandsetzungsbedarf, 
Nebengebäude: Flachbau mit anschließendem Überdach, Con­
tainer 
nur für 2 von 7 Wohnungen wurde eine Besichtigung ermöglicht 
Lage: August-Bebel-Straße 4, 15344 Strausberg 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.11.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 144.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 718/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 24. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Zepernick Blatt 5093 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 5, Gemarkung Zepernick, Flur 7, Flurstück 212, Ge­

bäude- und Freifläche, Alt Zepernick 17, Größe 
1.620 m2 

laut Gutachten: bebaut mit alter Doppelhaushälfte und Neben­
gebäuden im schlechten Zustand 
Lage: Alt Zepernick 17, 16341 Panketal 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
06.11.2007 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 64.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 551/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 24. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Berkholz-Meyenburg Blatt 776 
eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Berkholz-Meyenburg, Flur 1, Flur­

stück 162/28, Gebäude- und Freifläche, Am Müh­
lenberg 64, Größe 609 m2 

laut Gutachten: unbebautes Bauland für Ein- bzw. Zweifamili­
enhaus 
Lage: Am Mühlenberg 64, 16306 Berkholz-Meyenburg 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
11.01.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 23.700,00 EUR. 
AZ: 3 K 921/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 24. November 2008, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Schönwalde Blatt 1375 einge­
tragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Schönwalde, Flur 12, Flurstück 388/75, 

Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, Wiesen­
straße 16, Größe 525 m2 

laut Gutachten: bebaut mit vermietetem Einfamilienhaus, 
Wohnfläche ca. 115 m2, tlw. instandsetzungsbedürftig 
Lage: Wiesenstraße 16, 16352 Wandlitz OT Schönwalde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.02.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 126.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 52/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 26. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Basdorf Blatt 2705 
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 82,82/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstück 731, Gebäude- und Frei­
fläche, Mischnutzung mit Wohnen, Am Markt 5, Größe 1.450 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der dunkelrot umlegten 
Wohnung im Obergeschoss nebst im Dachgeschoss gelegenen 
Abstellraum sämtlich Nr. 4 des Aufteilungsplanes 

laut Gutachten: 3-Zimmer-Wohnung mit Bad, Küche, Abstell­
kammer und Terrasse, im Wohn- und Geschäftshaus, Bauj. Mit­
te der 90er Jahre, DG, Größe ca. 71,68 m2, vermietet 
Lage: 16348 Wandlitz OT Basdorf, Am Markt 5 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
28.11.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 72.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 630/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 26. November 2008, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg im 
Saal 2, das im Grundbuch von Schönow Blatt 239 eingetragene 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Schönow, Flur 10 Flurstück 168, Grö­

ße: 1.020 m2 

laut Gutachten: Einfamilienhaus, Baujahr 1995, Keller, 3 Räu­
me im EG, 2 separate Wohnbereiche im DG, Spitzboden, zurzeit 
vermietet 
Lage: Wilhelmstraße 18, 16321 Bernau OT Schönow 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
17.10.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 193.000,00 EUR. 

Im Termin am 02.07.2008 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen 
bleibenden Rechte 7/10 des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
AZ: 3 K 582/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 26. November 2008, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Basdorf Blatt 2702 
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestands­
verzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 506,77/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grund­
stück Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstück 731, Gebäude-
und Freifläche, Mischnutzung mit Wohnen, Am Markt 5, Grö­
ße 1.450 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an dem blau umlegten La­
denlokal im Erdgeschoss sämtlich Nr. 1 des Aufteilungsplanes 
laut Gutachten: Gewerbefläche bestehend aus 5 Mieteinheiten, 
im Wohn- und Geschäftshaus, Bauj. Mitte der 90er Jahre, EG, 
Größe ca. 442,93 m2, vermietet bis auf 1 Mieteinheit 
Lage: 16348 Wandlitz OT Basdorf, Am Markt 5 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
28.11.2007 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 520.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 612/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 26. November 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg im 
Saal 2, das im Grundbuch von Biesenthal Blatt 3400 eingetra­
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 5, Gemarkung Biesenthal, Flur 8, Flurstück 629, Ge­

bäude- und Freifläche, Wohnen, Telemannstr. 6, 
Größe: 172 m2, Flur 8, Flurstück 632, Gebäude- und 
Freifläche, Wohnen, Telemannstr. 6, Größe: 263 m2 

laut Gutachten: Reihenhaus, Baujahr ca. 1985, Keller, ausge­
bautes Dachgeschoss, Spitzboden, ca. 125 m2 Wohnfläche, zzt. 
nicht bewohnt 
Lage: Telemannstraße 06, 16359 Biesenthal 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
07.09.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 119.000,00 EUR. 

Im Termin am 06.02.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 3 K 592/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 26. November 2008, 11:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstr.13 in 15344 Strausberg, im Saal 1,

das im Grundbuch von Finowfurt Blatt 2811 eingetragene

Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. Nr. 1, Gemarkung Finowfurt, Flur 10, Flurstück 482, Ge­


bäude- und Freifläche, ungenutzt, Melchower Ring, 
Größe 635 m2 

laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland im Gebiet d. VEP 
„Melchower Ring“, 
Lage: 16244 Schorfheide, OT Finowfurt, Melchower Ring 30 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
18.10.2006 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 27.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 658/06 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Mittwoch, 26. November 2008, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13 in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, die im Grundbuch von Rathsdorf/Neugaul Blatt 208 
eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 

lfd. Nr. 1, Gemarkung Rathsdorf, Flur 1, Flurstück 126/1, Ge­

bäude- und Freifläche, Altgaul 43, Größe 519 m2,


lfd. Nr. 9, Gemarkung Rathsdorf, Flur 1, Flurstück 386, 

Gebäude- und Freifläche, Altgaul 43, Größe 

1.717 m2 

laut Gutachten: lfd. Nr. 1 Wohngebäude: 2 Doppelhaushälf­
ten, zweigeschossiger Massivbau, voll unterkellert, Bauj. ca. 
1994 - 1997, Gesamtwohn- bzw. Nutzfläche ca. 350,18 m2, ei­
ne Hälfte leer stehend; lfd. Nr. 9: eingeschossige Gewerbehal­
le, nicht unterkellert, Stahlständerkonstruktion, ISO-Wand 
LL 40 (GEWA-Systemhalle), Flachdach, Bauj. 1994, ca. 2000 
umgebaut, Nutzung als Pension, 6 Doppelzimmer mit sep. 
Du/Bad 
Lage: 16269 Wriezen OT Rathsdorf, Altgaul 43 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
02.10.2007 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
lfd. Nr. 1 (Flurstück 126/1) = 149.000,00 EUR 
lfd. Nr. 9 (Flurstück 386)  = 75.000,00 EUR 
Zubehör (Einbauküche in der linken leer stehenden Doppel­
haushälfte lfd. Nr. 1) = 1.000,00 EUR 
Zubehör (Einbauküche lfd. Nr. 9) = 800,00 EUR. 
AZ: 3 K 512/07 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 15. Dezember 2008, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 14, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Ladeburg Blatt 1382 eingetra­
gene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, 216/1 000stel Miteigentumsanteil an 
Gemarkung Ladeburg, Flur 4, Flurstück 1226, An den Schäfer­
pfühlen 23, Gebäude- und Gebäudenebenflächen, Wohnen, Grö­
ße 445 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Obergeschoss 
links gelegenen Wohnung 
sowie dem Keller im Aufteilungsplan jeweils mit der Nr. 3 be­
zeichnet. 
laut Gutachten: 
leer stehende 4-Zimmer-Wohnung, Größe ca. 115,91 m2 mit 
Balkon, Baujahr 1997 
Lage: An den Schäferpfühlen 23, 16321 Bernau OT Ladeburg 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
15.12.2005 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf: 138.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 851/05 
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Aufgebotssachen 

Amtsgericht Oranienburg 

Ausschlussurteil 
In der Aufgebotssache 
Havelländer Grundstücks-Verwaltungs- und Verwertungs-Ge­
sellschaft mbH i. L. 
vertreten durch den Nachtragsliquidator Dieter Wüster, Mül­
lerstr. 60, 12623 Berlin 

- Antragstellerin ­

Prozessbevollmächtigt: Rechtsanwälte Luther & Nierer 
Partnerschaft 
Friedrichstr. 95 IHZ, 10117 Berlin, 
AZ: 197-07/rh 

hat das Amtsgericht Oranienburg durch die Richterin am Amts­
gericht Harder für Recht erkannt: 
1. 	 Die unbekannten Vormerkungsberechtigten werden mit ih­

ren Rechten im Grundbuch des Amtsgerichts Oranienburg 

von Oranienburg, Blatt 2415 in Abteilung II, laufende Nr. 1 
eingetragenen Auflassungsvormerkung für Frau Olga De­
mut, Berlin-Hersdorf, ausgeschlossen. 

2. 	 Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens. 
3. Der Streitwert wird auf 2.000,00 EUR festgesetzt. 
verkündet am 13.08.2008 
AZ: 26 C 357/07 

Gesamtvollstreckungssachen 

Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen.
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal "https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/" abrufbar.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN


Gläubigeraufruf 

Die Beratungsvereinigung „Agrarberatung e. V.“ in Glindow ist 
aufgelöst worden und befindet sich in Liquidation. 
Die Gläubiger des Vereins werden aufgefordert, ihre Ansprüche 
gegen den Verein bis zum 31.12.2008 beim unterzeichneten Li­
quidator anzumelden. 

Dr. Wilfried Steffens 
Geschäftsführer Landberatung GmbH 
Vor dem Salzwedeler Tor 14 a 
39638 Gardelegen 
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